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Das Schicksal der jüdischen Bevölkerung war in den vergangenen Jahren bereits 
mehrfach Thema der Bochmner Zeitpunkte. Während der grundsätzliche Rahmen der 
antijüdischen Politik der Nationalsozialisten zwischen den ersten Maßnahmen 193 3 
bis hin zu Holocaust hinreichend bekannt ist, bestehen im Bereich von Detailstudien 
weiterhin Lücken. Eine solche schließt Hubert Schneider mit seinem Beitrag nun ilir 
die Bochmner Juristen. Am Beispiel von Siegmund Schoenewald, einem der renom­
miertesten Bochmner Rechtsanwälte und Notare, erläutert er deren systematische 
Entrechtung durch Berufsverbote. Im Vordergrund stehen dabei die zahlreichen Ver­
suche Schoenewalds, die Situation durch die Nutzung vermeintlicher Ausnahmerege­
lungen zu ändern, und die zunehmend Hoffuungslosigkeit angesichts seines Schei­
terns. Gleichzeitig wirft der Blick auf das Jahr 1933 ein eindrucksvolles Bild auf die 
Entwicklung der nichtjüdischen Bevölkerung zu willfahrigen Helfern des Regimes. 
Andreas Finke widmet sich mit der Bochumer Verkehrsgeschichte einem bislang 
eher unterrepräsentierten Aspekt. Die heute Selbstverständlichkeit der Existenz eines 
dichten Straßennetzes lässt schnell vergessen, dass selbst zu Beginn des vorigen 
Jahrhunderts der Weg in die Gemeinden des Landkreis Bochum vielfach noch äu­
ßerst beschwerlich war. Dies gilt insbesondere ilir Stiepel, dessen nördliche Anhin­
dung durch den Durchbau der Kemnader Straße zwar verbessert wurde, das im Sü­
den aber bis in die 1920er Jahre auf den Bau der Kemnader Brücke warten musste. 
Der Beitrag beleuchtet einzelne Schlaglichter dieser Entwicklung. 
Zum Abschluss des Heftes wirft Stefan Pätzold einen Blick zurück ins Mittelalter 
mit der Frage, was wir eigentlich über die Bochmner Bevölkerung in dieser Zeit 
wissen. Dies ist nicht allzu viel, denn mangels Überlieferungen versinkt gerade das 
Alltagsleben in der sprichwörtlichen Dunkelheit der Epoche. Einen interpretativen 
Ausgangspunkt bilden jedoch die Urkunden der Zeit, anhand derer sich ein gewisses 
Bild zeichnen lässt. 

Viel Freude beim Lesen wünscht Ihnen 
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Bild auf der Titelseite: 
Die wieder atifgebaute Kemna­

der Brücke während der Einwei­

hungsfeier 1950. 
( Stadtarchiv Hattingen, Samm­

lungPöppe) 
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Zur Erinnerung an Egbert Schenkel 
(12. Apri/1930 bis 18. Apri/2007) * 

Hubert Schneider 

I Es began n  1933: Die Verfolgung 

der Bochumer Juden 

Das Beispiel des Rechtsanwalts Dr. Siegmund 
Schoenewald und seiner Ehefrau Ottilie, geb. 
Mendel1 

Die Tragödie der deutschen Juden, auch der Bochumer 
Juden, begann nicht mit dem 9. November 1938, nicht 
mit den darauf erfolgten verschärften Maßnahmen gegen 
die noch hier Lebenden, die soziale Ausgrenzung, Verar­
mung, Flucht und schließlich Deportation und Tod fi.ir sie 
bedeuteten. Die Tragödie begann Jahre zuvor. Ein Blick 
auf das Jahr 1933 kann uns zeigen, wie tief die Zäsur 

*Egbert Schenkel war eines der eindrucksvollsten Mitglieder der 
Bochumer Anwaltschaft. 1930 geboren, hatte er das Inferno von 
Luftangriffen mit den brennenden Häusern und den verstümmelten 
und verbrannten Leichen erlebt. Diese Erfahrung prägte ihn so, dass 
er Zeit seines Lebens ein konsequenter Pazifist gewesen ist. Er sagte 
Nein zum Wehrdienst, wurde in Bochum zu einem bekannten Anwalt 
fiir Wehrdienstverweigerer. In der Zeit der sogenannten Studentenre­
volte vertrat er Studierende, die bei Kundgebungen und Demonstrati­
onen mit der Polizei und den Behörden in Konflikt geraten waren. 
Egbert Schenkel zeigte sich auch immer engagiert, wenn es darum 
ging, die Rolle der Justiz im nationalsozialistischen Deutschland zu 
untersuchen. So war es vor allem ihm zu verdanken, dass 2001 die 
Ausstellung ,,Anwalt ohne Recht - Das Schicksal jüdischer Rechts­
anwälte in Berlin nach 193 3" im Landgericht Bochum gezeigt wurde. 
Und er war es auch, der anregte, dass die Geschichte der jüdischen 
Anwälte in Bochum aufgearbeitet und die Ergebnisse in derselben 
Ausstellung gezeigt wurden. In diesem Zusammenhang lernte der 
Verfasser dieser Zeilen Herrn Schenkel kennen und schätzen. Die 
Zusammenarbeit wurde fortgesetzt. Ergebnis war das 2002 erschiene­
ne Buch ,,Zeit ohne Recht. Justiz in Bochum nach 193 3. Dokumenta­
tion einer Ausstellung". In der Folge kam es immer wieder zu Begeg­
nungen, in denen wir vor allem die Situation in Bochum nach 1933 
diskutierten. Als dann die Akte Schoenewald "Zulassung" auftauchte, 
war Egbert Schenkel sofort sehr interessiert. Er ermöglichte auch, dass 
der Verfasser einen Vortrag über die Bedeutung dieses Fundes im 
Amts- und Landgericht halten konnte. Wir diskutierten den Text 
später ausfUhrlieh im Büro Schenkel. Eine geplante Publikation im 
größeren Kontext scheiterte damals am plötzlichen Tod Egbert Schen­
kels. Günter Brakelmann hat in einer Ansprache bei der Beisetzung 
Egbert Schenkels am 20. April 2007 ein eindrucksvolles Bild des 
Verstorbenen gezeichnet. Ich danke Herrn Egbert Schenkel jr., dass er 
mir den Text dieser Ansprache zur VerfUgung gestellt hat. Ich danke 
auch Herrn Brakelmann, der mir zugestanden hat, dass ich Informati­
onen aus seinem Text übernehmen konnte. 
1 Bei folgendem Text handelt es sich um die Überarbeitung eines 
Vortrags, den der Verfasser am 24. Oktober 2006 in Anwesenheit 
von Herrn Schenkel - im Landgericht Bochum gehalten hat. Herr 
Schenkel hat das Manuskript dieses Aufsatzes noch gelesen und mit 
dem Verfasser darüber diskutiert. 
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war, die dieses Jahr fi.ir die hier lebenden Juden nicht nur 
ökonomisch, sozial, gesellschaftlich bildete - auch ihre 
Identität als Deutsche jüdischen Glaubens wurde radikal 
in Frage gestellt. Sie, die sich voll integriert und gleichbe­
rechtigt in der deutschen Gesellschaft wähnten, mussten 
erfahren, dass all dies offensichtlich ein Irrtum war. 

Im Mittelpunkt der folgenden Ausfiihrungen das 
Schicksal des Ehepaars Dr. Siegmund Ottilie 
Schoenewald.Z (Abb. 1 auf der folgenden Seite.) 
den auch deshalb ausgewählt, weil ein Aktenfund - die 
Privatakte Schoenewald "Zulassung"3 - eine lückenlose 
Darstellung der Auswirkungen der antijüdischen Gesetz­
gebung 193 3 auf deren Leben zulässt. 

1933 zählten Dr. Siegmund Schoenewald und seine 
Ehefrau Ottilie zu den prominenten Paaren in Bochum, 
nicht nur in der jüdischen Gemeinde: Siegmund 
Schoenewald war Vorsitzender der jüdischen Gemeinde, 
zugleich hatte er eine der größten Anwaltspraxen der 
Stadt. Ottilie Schoenewald hatte sich jahrelang in der 
Bochumer Lokalpolitik als Stadtverordnete der Deut­
schen Demokratischen Partei engagiert und war Vorsit­
zende des Jüdischen Frauenbundes in Bochum. 1929 
hatte sie ihren Arbeitsschwerpunkt nach Berlin verlegt, 
nachdem sie in den Vorstand des jüdischen Frauenbundes 
auf Reichsebene berufen worden war. 1934 wurde sie 
einstimmig zur Vorsitzenden des Jüdischen Frauenbun­
des in Deutschland gewählt. Das Paar wohnte in einer 
Villa in der Goethestraße 9 in Bochum. Es verwundert 
nicht, dass die Schoenewalds sofort nach dem 30. Januar 
1933 den Angriffen der Nationalsozialisten ausgesetzt 
waren. 

Im Mittelpunkt stand zunächst Siegmund Schoenewald 
(Abb. 2 auf der folgenden Seite). Aufgrund des Gesetzes 
über die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 7. April 
1933 wurden in Bochum zehn Anwälte jüdischer Her­
kunft bis Juni 1933 mit Berufsverbot belegt. Zwölf An-

2 Zur Lebensgeschichte des Ehepaars Schoenewald s. u.a.: Andrea 
Löw/Hubert Schneider, Dr. Siegmund Schoenewald, in: Bochumer 
Anwalts- und Notarverein (Hg.), Zeit ohne Recht. Justiz in Bochum 
nach 1933. Recklinghausen 2002, S. 168 f.; Hubert Schneider, 
Schicksale jüdischer Rechtsanwälte in Bochum, in: ebd, S. 23-34; 
Hubert Schneider, Ottilie Schoenewald. Kämpferin fiir Frauenrechte, 
soziale Rechte, Menschenrechte, Bochum o. J. (2005). 
3 Frau Schoenewald hatte vor ihrer Emigration nach Holland 1939 
zahlreiche Akten im Privathaus ihrer Sekretärin, Frau Schmidt, hinter­
legt. 1946, vor ihrer Übersiedlung in die USA, war sie noch einmal in 
Bochum. Hier traf sie mit Frau Schmidt zusammen, nallm die Akten 
an sich. Wohl versehentlich blieb die Akte ,,Zulassung" in Bochum. 
2006 traf der Verfasser dieser Zeilen zufallig den Neffen von Frau 
Schmidt, die schon in den 1950er Jahren gestorben ist. Er erzählte, 
dass er bei der Sichtung des Nachlasses seiner Tante auf eine Akte der 
Schoenewalds gestoßen sei, die jetzt bei seinem Sohn in München 
liege. Der Großneffe von Frau Schmidt überließ mir die Dokumente, 
es war die Akte "Zulassung". Ich konnte eine Kopie anfertigen, die 
jetzt im Archiv des Vereins "Erinnern fiir die Zukunft e.V." aufbe­
wahrt wird. Das Original liegt beim Großneffen von Frau Schmidt in 
München. 
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wälte fielen unter die Ausnahmeregelungen des Gesetzes 
- sie hatten ihre Zulassung vor dem 1. August 1914 

erhalten und/oder waren im Ersten Weltkrieg Frontkämp­
fer gewesen bzw. waren Väter oder Söhne von Front­
kämpfern. Nun mussten sie laut VerfUgung des Preußi­

Abb. 1: Familie Schoenewald 1921 (Foto Caroline Field, Nordwood/London). 
Vordere Reihe von links nach rechts: Siegmund Sch., ?, Sally Sch., Felix Sch., 

Gerd Sch. (Sohn von Sally Sch.). Hintere Reihe von links nach rechts: Henny 

Sch. -Apfel, Rosy Sch. (Frau von Sally Sch.), Ottilie Sch. (Frau v. Siegbert Sch.), 

Luise Sch. (Frau von Max Sch.), ?,Max Sch. 

schen Justizministers vom 25. April 
1933 bis zum 4. Mai 1933 an die zu­
ständigen Oberlandesgerichtspräsiden­
ten "begründete Gesuche unter BeifU­
gung von Belegen" einreichen, um die 
Genehmigung zur Weiterführung ihrer 
Geschäfte zu erhalten. Zu diesen Bele­
gen gehörten auch Bescheinigungen, die 
die "nationale Gesinnung" der Antrag­
steller belegen sollten, insbesondere dass 
sie sich nicht im kommunistischen Sinn 
betätigt bzw. die Kommunisten unter­
stützt hätten. Drei der potentiell unter 
die Ausnahmeregelung fallenden Anwäl­
te konnten nach Einschätzung der vorge­
setzten Behörden diese nationale Gesin­
nung nicht hinreichend nachweisen, 
ihnen wurde ebenfalls 1933 die Zulas­
sung entzogen. Von den verbleibenden 
neun Rechtsanwälten emigrierten drei 
vor 1938 bzw. gaben freiwillig ihre 
Kanzlei auf, von den restlichen sechs 
verloren fünf ihr Amt mit dem allgemei­
nen Berufsverbot für Rechtsanwälte 

jüdischer Herkunft zum 30. November 
1938, einer war diesem Verbot wenige 

Abb. 2: Siegmund Schoenewald 1939 (Foto Archiv 
Erinnern fiir die Zukunft e. V. Bochum). 
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Wochen früher zuvorgekommen, hatte 
die Praxis aufgelöst und war emigriert. Nach dem 1. De­
zember 1938 waren drei Rechtsanwälte zeitweise als 

jüdische "Konsulenten" zugelassen. 
Zu den neun Bochumer Rechtsanwältenjüdischer Her­

kunft, die im Juli 1933 ihr Amt behielten, gehörte Sieg­
mund Schoenewald. Er war bereits vor dem August 1914 
Anwalt geworden und hatte offensichtlich seine nationale 
Zuverlässigkeit nachweisen können. SeinNotariat verlor 
er allerdings. Um Schoenewalds Kampf um seine Wie­
derzulassung als Anwalt und als Notar soll es im Folgen­
den gehen. Dabei steht Schoenewald stellvertretend für 
alle Rechtsanwälte jüdischer Herkunft in vergleichbarer 
Situation. Er wurde hier ausgewählt, weil die überlieferte 
Aktenlage - wie noch zu zeigen sein wird - eine exemp­
larische Analyse der Vorgänge zulässt. Schoenewald ging 
davon aus, dass er nur die Bedingungen der erlassenen 
Gesetze zu erfiillen habe und dann weiter arbeiten könne. 
Dabei setzte er voraus, dass die Justizbehörden und die 
eigenen Kollegen ihn bei seinen Bemühungen unterstüt­
zen würden. Was Schoenewald nicht einschätzen konnte, 
das war die Rolle, welche die NSDAP und deren lokale 
Instanzen in der Gauhauptstadt Bochum bei diesen Vor­
gängen spielten, ob und in welchem Umfang die Justiz 
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sich von den Vorgaben der Partei beeinflussen lassen 
würde. 

Die Situation in Bochum nach dem 30. Januar 
1933 und deren Auswirkungen auf die 
lokale Justiz4 

Um die Situation besser einschätzen zu können, soll zu­
nächst auf das politische Klima in Deutschland im All­
gemeinen und in der Gauhauptstadt Bochum im Besonde­
ren nach dem 30. Januar 1933 eingegangen werden. Für 
den 1. April 1933 hatte die NSDAP den Boykott ,Jüdi­
scher Geschäfte, jüdischer Waren, jüdischer /

l
rzte und 

jüdischer Rechtsanwälte" angeordnet. Das war die erste 
von der internationalen Presse stark beachtete öffentliche 
Aktion zur Demonstration des künftig in Deutschland 
praktizierten Antisemitismus. Die besorgten Kommentare 
ausländischer - insbesondere britischer und amerikani­
scher - Zeitungen wurden als ,Jüdische Gräuelpropa­
ganda" apostrophiert und als Stimulans fiir antisemiti­
sche Parolen und Kraftakte benutzt. Zur Inszenierung des 
1. April 1933 gehörten neben den SA-Wachen vor jüdi­
schen Geschäften, Kanzleien usw. Massenveranstaltun­
gen, bei denen die Forderung nach quotenmäßiger Be­
schränkung der Juden in bestimmten Berufsgruppen ent­
sprechend ihrem Bevölkerungsanteil im Mittelpunkt 
stand. Um die "Stoßkraft der Aktion zu erhöhen", kon­
zentrierten sich die Aktionskomitees auf Ärzte und 
Rechtsanwälte und auf die Forderung nach Zulassungs­
beschränkungen an Schulen und Hochschulen. 

Hans Kerrl, seit Ende März 193 3 Reichskommissar fiir 
die Preußische Justizverwaltung und ab April Preußischer 
Justizminister, richtete am Abend des 31. März per Fern­
schreiben und Polizeifunk eine Anordnung an die Ober­
landesgerichtspräsidenten, Generalstaatsanwälte und 
Präsidenten der Strafvollzugsämter, eine Anordnung, die 
als "erster verderbender Schlag gegen das Judentum in 
der Justiz" gedacht war: "Besondere Erregung hat das 
anmaßende Auftreten jüdischer Anwälte hervorgerufen. 
Ich ersuche deshalb, mit den Anwaltskammern oder 
örtlichen Anwaltsvereinen oder sonstigen geeigneten 
Stellen noch heute zu vereinbaren, dass ab morgen 
früh, 1 0  Uhr, nur noch bestimmte jüdische Rechtsan­
wälte und zwar in einer Verhältniszahl, die dem Ver­
hältnis der jüdischen Bevölkerung zur sonstigen Bevöl­
kerung etwa entspricht, auftreten. Die danach zum Auf 
treten autorisierten Rechtsanwälte ersuche ich, im Ein­
vernehmen mit dem Gaurechtsstellenleiter der NSDAP 
oder dem Vorsitzenden der Gaugruppe des BNSDJ5 

4 Siehe hierzu die Aufsätze des Verfassers, in: Bochumer Anwalts­
und Notarverein (Hg.), Zeit ohne Recht (wie Anm. 2). 
5 Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen. 
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auszuwählen und zu bestimmen. Wo eine Vereinbarung 
dieses Inhalts infolge Obstruktion derjüdischen Anwäl­
te nicht zu erzielen ist, ersuche ich das Betreten des 
Gerichtsgebäudes diesen zu verbieten. "6 

Rechtlich waren die Anordnungen Kerrls ebenso haltlos 
wie die ganz ähnlichen und gleichzeitig erlassenen Verru­
gungen seines bayerischen Kollegen Hans Frank. Wenn 
die spätere offiziöse Darstelltmg des Reichsjustizministe­
riums behauptete, "am Morgen des 1. Apri/ 1933 war 
mit einem Schlage die deutsche Justizfastjudenfrei", so 
war das nicht weniger demagogisch wie die Begründung, 
die Kerrl und Frank fiir ihre Erlasse gegeben hatten (dass 
nämlich die Autorität der Rechtspflege geschützt werden 
müsse), ganz zu schweigen von der angeblich ständig 
wachsenden Erregung gegen die Juden. Wie die Pogrom­
stimmung von oben erzeugt worden war, um Anlass zum 
Boykott zu bieten, so bestand der Zweck der geforderten 
Maßnahmen allein darin, gesetzliche Handhaben zu er­
zwingen, mit denen die antisemitischen Absichten des 
Regimes verfolgt werden konnten. 

Der 1. April 193 3 brachte, auch wenn es angesichtsder 
SA-Posten vor jüdischen Geschäften, Büros und Praxen 
gelegentlich zu Solidaritäts- und Sympathiekundgebun­
gen couragierter Bürger mit den boykottierten Juden kam, 
das beschämende Vorgefiihl dessen, was noch kommen 
sollte. In vielen Anwaltszimmern der Gerichte trium­
phierten die Nationalsozialisten. Schilder an Anwalts­
kanzleien waren mit der Aufschrift "Jude" beschmiert. Es 
kam zu Verhaftungen und Übergriffen. Das ist alles do­
kumentiert und wiederholt beschrieben worden. Auf dem 
Gebiet des Rechts war der 1. April l 933 nicht nur wegen 
der öffentlich angeordneten Demonstration der Missach­
tung rechtsstaatlicher Normen ein schwarzer Tag, er dien­
te auch als Auftakt und Wegbereiter fiir die folgenden 
gesetzlichen Regelungen. 

Hat sich die Tatsache, dass Bochum Gauhauptstadt von 
Westfalen-Süd war, verschärfend auf die Situation der 
Bochumer Rechtsanwälte und Richter jüdischer Herkunft 
ausgewirkt? Dafiir gibt es genügend Hinweise. Die Situa­
tion in Bochum charakterisiert der Oberlandesgerichts­
präsident in Hamm in einem Schreiben an den Preußi­
schen Justizminister am 23. Juli 1933 wie folgt: "Ich 
habe [ . . . ] am 21.6.1933 die Angelegenheit persönlich 
an Ort und Stelle geprüft. Bei der Besprechung mit dem 
LGPräs. und dem Landgerichtsrat Dr. Roebling da­
selbst wurde mir erklärt, dass, da Bochum als Sitz der 
Gauleitung und sonstiger leitender Stellen fUhrend in 
der nationalsozialistischen Bewegung sei, die Beschäf 
tigung jüdischer Richter auf stärksten Widerstand der 
Richterschaft, der Anwaltschaft und der Bevölkerung 
stoßen würde und dass es nicht ausgeschlossen sei, 

6 Der vollständige Text des Erlasses ist u.a. abgedruckt bei Lorenzen, 
Sievert, Die Juden und die Justiz, Harnburg 1942, S. 172 f. 
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dass die jüdischen Richter Tätlichkeiten ausgesetzt 
werden könnten. "7 

Abb. 3: Das alte Landgerichtsgebäude in der Diekamp­
straße, erbaut 1892, zerstört am 4.11. 1944 (Foto: Presse­
und Informationsamt der Stadt Bochum). 

Und der Bochumer Landgerichtspräsident Broicher8, 
seit 1929 im Amt, trug dieser Situation schon bei der 

7 Abschrift dieser Mitteilung in NRW Staatsarchiv Münster: OLG 
Hamm Generalakten 1076 (Ausführung des Gesetzes zur Wiederher­
stellung des Berufsbeamtengesetzes Bereich Justizverwaltung - Fort­
setzung -), B. 167 f. 
8 Adolf Broicher wurde am 3. August 1873 in Sinzig als Sohn eines 
Gutsbesitzers geboren. Die im Kaiserreich üblicherweise langen War­
tezeiten bis zur Festanstellung hatten zur Folge, dass Broicher erst 
nach sechsjähriger Assessorenzeit im April 1908 eine Landrichterstelle 
beim LG Duisburg erhielt. Aus dem Ersten Weltkrieg, den er vom 
ersten bis zum letzten Tage im Fronteinsatz in Frankreich mitgemacht 
hatte, kehrte Broicher als Major und mit dem Eisernen Kreuz I. Klasse 
ausgezeichnet zurück. Im Dezember 1917 wurde Broicher zum Land­
gerichtsrat in Duisburg ernannt, im Dezember 1919 zum Landge­
richtsdirektor befördert. Zum 1. April 1921 erfolgte eine Versetzung 
an das Landgericht Münster, bis er nach einheitlich guter Beurteilung 
seiner praktischen juristischen Fähigkeiten zum Landgerichtspräsiden­
ten in Neuwied ernannt wurde. Einem persönlichen Wunsch entspre­
chend, bald an ein größeres Landgericht versetzt zu werden, erfolgte 
seine Berufung zum Bochumer Landgerichtspräsidenten zum 1. Mai 
1929. 1933 wurde Broicher Mitglied der NSDAP (Mitglieds-Nr. 
3128395) und des Bundes Nationalsozialistischer Juristen (Mitglieds­
Nr. 10935). Den Preußischen Richterverein und den Katholischen 
Beamtenverein verließ er von sich aus nicht, seine Mitgliedschafren 
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gesetzeswidrigen Anordnung Kerrls Rechnung: Bereits 

am folgenden Montag, dem 3. April 1933, meldete er 

dem Oberlandesgerichtspräsidenten in Hamm den Voll­

zug: ,Jn Ausfiihrung des Erlasses des Herrn Reichs­
kommissars fiir das Preußische Justizministerium vom 
31. März 1933 habe ich den im diesseitigen Landge­
richtsbezirk beschäftigten jüdischen Richtern [es folgen 
fünf Namen] aufihren Antrag Urlaub fiir die Zeit vom 
1. April 19 33 bis auf weiteres erteilt. Die weiter in dem 
Erlass getroffenen Anordnungen sind durchgefiihrt. 
Nach Anhörung des Herrn Vorsitzenden des hiesigen 
Anwaltsvereins und im Einvernehmen mit dem Herrn 
Gauleiter der NSDAP habe ich den Rechtsanwalt Dr. 
Marienthal als autorisierten Anwalt, dem das Auftreten 
vor den Bochumer Gerichten gestattet ist, bestimmt. Vor 
den übrigen Gerichten des Bezirks kann ein jüdischer 
Anwalt zur Zeit nicht auftreten. "9 

Und als es um die Überprüfung des politischen Verhal­
tens der unter die Ausnahmeregelungen des Gesetzes 
vom 7. April 1933 fallenden Rechtsanwälte jüdischer 
Herkunft ging, schrieb Breieher nicht nur den zuständi­
gen Polizeipräsidenten und die Staatsanwaltschaft an, 
sondern auch die Gauleitung der NSDAP und den 
Gauobmann des BNSDJ.10 Und er suchte immer den Rat 
des Landgerichtsrats Dr. Roebling, was ja nicht selbst­
verständlich war für einen Landgerichtspräsidenten. Aber 
Dr. Roebling war Altparteimitglied11 und wurde am 
1. Oktober 1943 selbst Landgerichtspräsident in Bo­
chum.12 Und die Bochumer Partei fuhr eine harte Linie, 
sorgte dafür, dass die Gesetze sofort und extensiv ausge­
führt wurden. Das wird bei der Darstellung der Bemü­
hungen Dr. Schoenewalds um die Wiederzulassung als 
Rechtsanwalt und Notar noch zu zeigen sein. 

darin erloschen mit deren Gleichschaltung bzw. Auflösung. Broicher 
starb am 4. September 1936 (alle Angaben sind der Personalakte 
Broicher entnommen: NRW Staatsarchiv Münster: OLG Hamm 
Personalakten 1764 Adolf Broicher). 
9 Kopie des Schreibens in NRW Staatsarchiv Münster: OLG Hamm 
Generalakten 117 (Richter Landgericht Bochum ), BI. 1. 
10 Eine Kopie dieses Schreibens befindet sich in NRW Staatsarchiv 
Münster: Personalakten I 3285 (Max Ferse), BI. 60. 
11 Landgerichtsrat Dr. Roebling war am 19. Februar 1932 in die 
NSDAP eingetreten (Mitglieds-Nr. 1018139). NRW Staatsarchiv 
Münster: OLG Hamm: Generalakten 5701 (Verzeichnis der vor dem 
5. März 1933 in die NSDAP aufgenommenen Beamten des höheren 
Dienstes), BI. 106 und 117. Es gibt zwei solcher Verzeichnisse,datiert 
vom 12. Mai 1934 und vom 11. April 1935. Laut Verzeichnis vom 
Mai 1934 waren im Bochumer Landgerichtsbezirk zwei Landgerichts­
räte, ein Amtsgerichtsrat, vier Assessoren und acht Referendare Alt­
parteimitglieder. Laut Verzeichnis vom April 193 5 waren im Bochu­
mer Landgerichtsbezirk je zwei Land- und Amtsgerichtsräte, 13 As­
sessoren und 13 Referendare Altparteimitglieder ( ebd). 
12 Siehe hierzu und zur Biografie Dr. Roeblings Hans-Eckhardt Nie­
mann, Das Landgericht Bochum in den Jahren der nationalsozialisti­
schen Diktatur 1933-1945, in: 100 Jahre Landgericht Bochum, Bo­
chum 1992, S. 137. 
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Auch der Bochumer Anwaltsverein trug der neuen Situ­
ation Rechnung. Wie die nationalsozialistische Zeitung 
Rote Erde am 3. April l933 unter der Überschrift "Bo­
chum im Abwehrkampf gegen die international-jüdische 
Greuelpropaganda - Gesellschaftlicher Boykott der 
Juden" berichtete, hatte am Donnerstag den 30. März 
193 3, also noch vor dem Kerrl-Erlass, eine außerordentli­
che Sitzung des Anwaltsvereins stattgefunden, in der es 
nach einer "einmütigen Aussprache" zu Neuwahlen der 
Ämter gekommen sei: "Der jüdische Rechtsanwalt Rött­
gen, der bisher dem Vorstand angehörte, wurde nicht 
wiedergewählt und dadurch zum Ausscheiden veran­
lasst. Auf Antrag wurde der Leiter des Bochumer natio­
nalsozialistischen Juristenbundes, Rechtsanwalt Dr. 
Banike, zum zweiten Vorsitzenden des Anwaltsvereins 
bestellt." 

Die Zeitung Rote Erde hatte in den Tagen zuvor eine 
Kampagne gegen den Wattenscheider Rechtsanwalt und 
Notar Felix Röttgen wegen angeblicher Schiebereien am 
Schlachthof gestartet, die offensichtlich zu diesen Konse­
quenzen beim Anwaltsverein fiihrte. Und wir haben ja 
bereits gesehen, dass Landgerichtspräsident Broicher den 
Kerrl-Erlass, soweit er die Anwälte betraf, sofort im Ein­
vernehmen mit dem Vorsitzenden des Bochumer An­
waltsvereins umgesetzt hatte. Am 4. April, also nach dem 
Kerrl-Erlass, konnte die Rote Erde eine Erklärung des 
Bochumer Anwaltsvereins vom Vortag melden, nach der 
die jüdischen Rechtsanwälte bis zum 8. April ihre Man­
date an zum Auftreten vor Gericht berechtigte Anwälte 
zu übergeben hätten. Diese Erklärung des Anwaltsvereins 
vom 3. April1933 ist erhalten. Und sie ist fiirwahr kein 
Ruhmesblatt fiir die Zunft. Statt gegen die widerrechtli­
che Beurlaubung der jüdischen Kollegen zu protestieren, 
heißt es: ,,Auf Grund der dem Vorstand zugegangenen 
Erklärungen, dass das Verbot des Auftretens jüdischer 
Rechtsanwälte vor dem Gericht weiterhin aufrecht er­
halten bleibt, wird im Interesse des Rechtssuchenden, 
bisher von jüdischen Anwälten vertretenen Publikums, 
beschlossen: [  . . .  ]". Und nun folgt in sechs Punkten die 
Regelung, wer die Mandate der jüdischen Kollegen über­
nehmen und in welcher Form das geschehen sollte. Über 
das weitere Verhalten des Bochumer Anwaltsvereins 
gegenüber den jüdischen Kollegen wird später noch zu 
berichten sein. Das war also der Hintergrund, vor dem 
Dr. Schoenewald seinen Kampf um seine Wiederzulas­
sung als Rechtsanwalt und Notar begann. 

Bochumer Zeitpunkte Nr. 34 

Die Bemühungen Dr. Siegmund Schoene­
walds um seine Wiederzulassung als Rechts­
anwaltP 

Am Montag, dem 3. April1933, informierte der Bochu­
mer Landgerichtspräsident Broicher den Dr. 
Schoenewald, dass er sich auf Grund der Erlasslage der 
Ausübung seines Amtes enthalten und dies auch sctrrnt­
lich zusichern solle. Siegmund Schoenewald bestätigte 
noch am selben Tage, dass er die Verfugung bezüglich 
der vorläufigen Nichtausübung des Amtes als Notar zur 
Kenntnis genommen habe. An demselben 3. April schick­
te der Bochumer Anwaltsverein an Schoenewald den am 
Vormittag gefassten Beschluss über das Procedere, wie 
die von den jüdischen Kollegen bisher bearbeiteten 
Rechtsstreitigkeiten auf die nichtjüdischen Kollegen ver­
teilt werden sollten. 

Offensichtlich gingen umgehend beim Justizministeri­
um in steigendem Umfang Anträge jüdischer Rechtsan­
wälte und Notare auf Wiederzulassung zu ihren Ämtern 
ein. Das veranlasste Kerrl am 5. April 1933 zu einem 
Anschreiben an alle Oberlandesgerichtspräsidenten in 
Preußen mit der Auflage, dieses allen jüdischen Rechts­
anwälten und Anwälten zuzustellen. Demnach war die 
Voraussetzung der Bearbeitung von Anträgen auf Wie­
derzulassung als Anwalt und/oder Notar durch Kerrl "die 
einwandfreie und vorbehaltlose Anerkennung des Ge­
suchstellers, dass die auf Grund der bekannten Verein­
barungen geschaffene jetzt bestehende Lage von dem 
einzelnen Gesuchsteller als fiir sich rechtsverbindlich 
anerkannt wird Die Regierung der nationalen Erhe­
bung in Preußen und ich als Reichskommissar dieser 
Regierungfiir die Justiz in Preußen kann nur dann Ein­
zeigesuche in Bearbeitung nehmen, wenn die Loyalität 
des Gesuchstellers gegenüber der Regierung der natio­
nalen Erhebung durch ein solches Anerkenntnis erwie­
sen und bestätigt ist. " Den betroffenen jüdischen 
Rechtsanwälten und Notaren wurde anheim gestellt, neue 
Zulassungsgesuche spätestens bis Dienstag, den 11 . April 
über die zuständigen Oberlandesgerichtspräsidenten an 
Kerrl zu stellen Sie sollten "mit der Frühpost in meiner 
Hand sein." 

Landgerichtspräsident Broicher schickte dieses Schrei­
ben am 6. April auch an Schoenewald, was letzterer mit 
Antwortschreiben vom 8. April auch bestätigte. Es ging 
also darum, die "nationale Gesinnung" zu beweisen. 
Schoenewald wurde sofort aktiv und reichte bereits am 

9. April 1933 sein Gesuch auf Wiederzulassung als 
Rechtsanwalt beim Land-und Amtsgericht Bochum und 

13 Alle in der Folge zitierten Dokumente befinden sich, soweit nicht 
anders angegeben, in der Privatakte Schoenewald ,,Zulassung". Eine 
Kopie dieser Akte befindet sich im·Archiv des Vereins "Erinnern fi.ir 
die Zukunft e.V." Bochum. 
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als Notar im Oberlandesgerichtsbezirk Hamrn ein.14 
Schoenewald hatte in seinem Anschreiben folgende Be­
gründungen für sein Gesuch gegeben und diese durch 
beigefügte Anlagen erhärtet: 
1. Er wies darauf hin, dass seine Vorfahren väter-und 
mütterlicherseits seit Generationen, mindestens seit 1800, 
wahrscheinlich aber schon viel länger in Westfalen ansäs­
sig waren. Sein Vater hatte als Landwehrmann an den 
Feldzügen von 1866 und 1870 teilgenommen. Um das 
Ansehen, das sein Vater in seiner Heimatgemeinde ge­
noss, zu unterstreichen, legte er dem Antrag ein entspre­
chendes Schreiben des jetzigen Gemeindevorstehers Mül­
ler seines Geburtsortes Grosseneder bei.15 

2. Schoenewald wies darauf hin, dass er erst kürzlich vom 
Bochumer Anwaltsverein für das Amt eines Mitgliedes 
der Justizprüfungskommission in Hamrn in Vorschlag 
gebracht worden war. Der Vorschlag "dürfte zur Zeit 
dem Justizministerium vorliegen." 
3. Schoenewald wurde am 11. November 1916 als unge­
dienter Landsturmrekrut 2. Aufgebots im Alter von 44 
Jahren zum Kriegsdienst eingezogen, bis Januar 1917 als 
Infanterist, danach wurde er in Magdeburg als Trainreiter 
ausgebildet. Als solcher war er vom 24. Juli bis 14. De­
zember 1917 beim Gruppenpferdelazarett 575 an der 
Westfront bei Lens. Die Liste der Gefechte, an denen er 
mit dem Truppenteil beteiligt war, war ihm abhanden 
gekommen. Er fügte aber seinen Militärpass bei und 
betonte, dass er das E.K. II. Klasse am weißschwarzen 
Bande erhalten habe. 
4. Schoenewald wies darauf hin, dass er stets einer bür­
gerlichen Partei angehört habe. 
5. In einem Schreiben bestätigte der Bochumer Rabbiner 
Dr. David dem 1. Vorsitzenden der jüdischen Kultusge­
meinde, dass er "die einigende Kraft unserer Gemeinde" 
ist, "sein Beispiel selbstloser, opferwilliger Hingebung" 
habe den Geist der Gemeinde stark beeinflusst. Wesentli­
che Belange der Gemeinde seien betroffen, wenn Dr. 
Schoenewald ,,zur Aufgabe seines seitherigen Berufs 
und dadurch möglicherweise zur Aufgabe seines hiesi­
gen Wohnsitzes genötigt würde." 
6. Schließlich wies Schoenewald darauf hin, dass in sei­
ner Kanzlei neun Angestellte beschäftigt seien, darunter 
fünf, die einzige Ernährer ihrer Familien seien, die bei 
Aufgabe der Anwaltskanzlei erwerbslos würden. Ein 

14 Eine in Hamm am I 0. April ausgestellte Empfangsbescheinigung 
besagte dann auch, dass das Gesuch am gleichen Tage vor 9 Uhr beim 
Oberlandesgericht Hamm eingegangen ist. 
15 Schoenewald hatte am 8. April in einem Brief den Landwirt Josef 
Michels in Grosseneder, der früher Gemeindevorsteher gewesen war, 
gebeten, eine entsprechende Erklärung "umgehend" abzugeben. 
Offensichtlich fanden noch am selben Tage Telefongespräche zwi­
schen Grosseneder und Bochum statt, auch mit dem aktuellen Ge­
meindevorsteher Müller. Der schickte offensichtlich umgehend die 
von Schoenewald gewünschte Erklärung. 
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entsprechendes Verzeichnis, unterschrieben von Büro­
vorsteher Hermann Bremecker, legte er bei. 

Offensichtlich gingen bis zum 11. April Tausende sol­
cher Gesuche in Berlin ein, was Kerrl an diesem Tage zu 
einem neuen Schreiben an die Landesgerichtspräsidenten 
veranlasste, die es wiederum auf schnellstem Wege "den 
sämtlichen Gerichten und sämtlichen jüdischen Anwäl­
ten sowie den Vertretern der nationalsozialistischen 
Anwalts- und etwa vorhandenen Vertretern weiterhin 
vorhandener Anwaltsvereine." weiterleiten sollten. 
Schoenewald erhielt diesen Brief am 13. April 1933. 
Kerrl war offensichtlich überrascht über die Fülle der 
Anträge, die er "im Gewicht von Zentnern" maß, und 
hoffte, dass sie innerhalb zwei Wochen geprüft werden 
könnten. Von den Anwälten, insbesondere von allen jüdi­
schen Rechtsanwälten, erwartete er, dass sie "die Ein­
ordnungsfähigkeif beweisen, die erforderlich ist, um die 
wichtige Frage der Zulassung und Nichtzulassung des 
einzelnen Rechtsanwalts sachgemäß zu prüfen." 

Am 25. April wurden dann die Ausführungsbestim­
mungen des Reichsgesetzes über die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft vom 7. April 1933 veröffentlicht: 
Alle unter die Ausnahmeregelung des Anwaltsgesetzes 
fallendenjüdischen Rechtsanwälte mussten demnach bis 
zum 4. Mai 1933 an die zuständigen Oberlandesgerichts­
präsidenten begründete Gesuche unter Beifügung von 
Belegen einreichen. Zu diesen Belegen gehörten Unbe­
denklichkeitsbescheinigungen des zuständigen Oberlan­
desgerichtspräsidenten, des zuständigen Generalstaats­
anwalts und des Vorstandes der zuständigen Anwalts­
kammer, die die "nationale Gesinnung" des Antragstel­
ler belegten, insbesondere, dass er sich nicht im kommu­
nistischen Sinne betätigt bzw. die Kommunisten unter­
stützt habe.(§§ 2, 4 und 5). Nach§ 3 hatten die Oberlan­
desgerichtspräsidenten bis spätestens zum 1. Mai 1933 
an die in Betracht kommenden Polizeibehörden und 
Staatsanwaltschaften, die Anwaltskammervorstände, die 
Gauobleute des für ihren Bezirk zuständigen Gaues des 
BNSDJ und andere ihnen geeignet erscheinende Organi­
sationen das Ersuchen um schriftliche Mitteilung zu rich­
ten, "welche Rechtsanwälte nach Ansicht der ersuchten 
Stellen sich in der Vergangenheit in kommunistischem 
Sinne betätigt haben." Die Ergebnisse dieser Befragung 
sollten die Oberlandesgerichtspräsidenten spätestens bis 
zum 20. Mai 1933 dem Justizministerium einreichen. 

Schoenewald wurde erneut sofort aktiv. In Schreiben 
vom 27. April 1933 an den Oberlandesgerichtspräsiden­
ten in Hamm, den Generalstaatsanwalt in Hamrn und an 
den Vorstand der Anwaltskammer Hamrn erbat er die 
entsprechenden Unbedenklichkeitserklärungen gemäß § 5 
der Ausführungsbestimmungen. Das Ergebnis war nie­
derschmetternd. Alle drei Institutionen sahen sich nicht 
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der Lage, die geforderten Unbedenklichkeitserklärungen 
für Schoenewald abzugeben. 16 

können, die geeignet war, eine solche Bescheinigung 
auszustellen. Der Minister a.D. und frühere demokrati­

r----------------------------, sehe Abgeordnete des Wahlkreises Süd­
Vorstand �er Anwßltskammer 

Hamm (West:f. ) Hamm (West�.), den 29.April 1933. 

Westfalen im Reichstag, Hermann 
Höpker-Aschoff, beantwortet dagegen 

He:rrn 

Rechtsanwalt llr. �ohönewald 

Boohum, 

die Anfrage Schoenewalds am 
folgenden Tag: "[ . . .  ] bestätige ich 
Ihnen auf Ihren Wunsch gern, 

Der Vorstand sieht aioh nicht in dar Lage, Ihnen die 

Unbedankliohkei tabesohe1nigung in dem vom·nsrrn Minister geforderten 

Wortlaut auszustellen. 

dass Sie sich stets zur Demokratischen 
Partei gehalten und daher sozialisti­
sche und kommunistische Bestrebungen 
immer abgelehnt haben." Und ganz Der Vorstand der Anwaltskammer. 

LA,, 
\_/· 

. \ I 
l 

Rechtsanwalt. 

wichtig: Der Polizeipräsident von Bo­
chum und der Oberstaatsanwalt von 
Bochum bescheinigten Schoenewald 
ebenfalls umgehend übereinstimmend, 
dass er sich "nach den getroffenen 
Feststellungen" nicht "kommunistisch 
betätigt" habe. 

Der Oberlan desgerichtspräsident, Hamm (Westf.) ,den 30.April 1933. Am 2. Mai 1933 stellte Siegmund 
I. S.335/49. Fernruf:1780/1785. 

An den Rechtsanwalt und Notar 

Iren::: Dr. Siegmund Schoenewald 
in B o ohu m . 

Auf das Gesuch vom 2 7 , d. Mts, 

Schoenewald an den Justizminister in 
Berlin daher den Antrag, "ein Vertre­
tungsverbot mit Rücksicht auf§ 4 Abs. 
2 des Reichsgesetzes über die Zulas­
sung zur Rechtsanwaltschaft nicht zu 

Ihrem Antrage auf Erteilung einer Unbedenklichkeits­

besche�nigung gernäss § 5 Absatz 2 der Allgemeinen Verfügung 

des Herrn Justizminj.sters vom 25. 4. 1933 -JMBL s. 127-

erlassen." Er verwies dabei auf sein 
Gesuch vom 9. April 1933 und fugte 
dem Antrag die Bescheinigungen des 
Bochumer Polizeipräsidenten und des vermag i.ch nicht zu entsprechen. 

In Vertretung. Bochumer Oberstaatsanwalts bei. Einen 
gleichen Antrag schickte er am 3. Mai 
193 3 an den Oberlandesgerichtspräsi-
denten in Hamm. Mit Schreiben vom 
4. Mai an den Vorstand der Anwalts­
kammer in Hamm und nochmals an den 
Oberlandesgerichtspräsidenten in Hamm 
bat er dieselben, die Ablehnung der 
Unbedenklichkeitserklärung vom 
27. April nochmals zu überdenken. Dem 

Abb. 4 und 5: Privatakte Schoenewald: Zulassung (Archiv Verein Erinnernfor die 
Zukunft e. V Bochum). 

Schreiben lagen die Leumundserklärung 
von Höpker-Aschoff und die Erklärung des Bochumer 
Ersten Staatsanwalts a. D. Hartmann vom 4. Mai bei. 
Letzterer hatte erklärt: ,,Aufgrund meiner in zwanzigjäh­
riger Tätigkeit bei der hiesigen Staatsanwaltschaft ge­
wonnenen Kenntnis seiner allgemein geachteten Per­
sönlichkeit halte ich einen solchen Verdacht bei ihm for 
völlig ausgeschlossen." 

Schoenewald tat aber noch mehr und erfuhr dabei Un­
terstützung und Ablehnung. Der Bochumer Anwaltsver­
ein lehnte eine Unbedenklichkeitserklärung für den 
Mann, den er wenige Wochen zuvor einstimmig für die 
Prüfungskommission in Hamm benannt hatte, aus forma­
len Gründen ab. Die Ausführungsbestimmungen sähen 
nicht die Abgabe von Leumunderklärungen der lokalen 
Anwaltsvereine für ihre Mitglieder vor. Das war freilich 
eine Frage der Interpretation, denn der Anwaltsverein 
hätte sich tatsächlich als eine Einrichtung betrachten 

16 Vorstand der Anwaltskammer Hamm mit Schreiben vom 29. April 
1933, OLGPr. mit Schreiben vom 30. April und Generalstaatsanwalt 
mit Schreiben vom 1. Mai. 
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Am 4. Mai bat Schoenewald den Rechtsanwalt Dr. 
Samuelsdorff in Hamm, die neuen Anträge mit den ent­
sprechenden Bescheinigungen dem Oberlandesgerichts­
präsidenten, dem Generalstaatsanwalt und dem Vorstand 
der Anwaltskammer zu übergeben. Und Schoenewald 
hatte Erfolg. Bereits am 7. Mai konnte er dem Preußi­
schen Justizminister in Berlin die gemäß § 5 des Minis-
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tererlasses vom 25. April geforderten Unbedenklichkeits­
erklärungen des Oberlandesgerichtspräsidenten Ramm, 
des Generalstaatsanwalts in Ramm und des Vorstandes 
der Anwaltskammer Ramm, alle datiert mit dem 6. Mai 
1933, zuschicken. Alles schien also in Ordnung zu sein. 
Der Landesgerichtspräsident Bochum forderte Schoene­
wald am 19. Mai zwar auf, den Fragebogen zur Durch­
fiihrung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs­
beamtenturns vom 7. April 193 3 auszufiillen, Schoene­
wald schickte diesen auch umgehend ausgefiillt am 
20. Mai zurück. Aber das schien nur eine Formsache zu 
sein. Umso überraschender kam dann das Vertretungs­
verbot fiir Schoenewald, ausgesprochen am 26. Mai 1933 
und zugestellt am 29. Mai: "Es wird hiermit [ . . .  ] ein 
Vertretungsverbot gemäß § 91 b Abs. 2 bis 4 der 
Rechtsanwaltsordnung [ . . .  ]fiir Sie erlassen. Im Auftra­
ge gez. Dr. Freisler"17• 

lässigkeit und wies darauf hin, dass er als einziger der 
Bochumer jüdischen Kollegen auf einstimmigen Vor­
schlag des hiesigen Anwaltsvereins alle geforderten Un­
bedenklichkeitserklärungen erhalten habe. 

Außerdem fUgte er eidesstattliche Erklärungen seiner 
Ehefrau Ottilie, seines früheren Bürovorstehers Albert 
Müller, seines jetzigen Bürovorstehers Hermann Brem­
ecker, seiner ältesten Büroangestellten Maria Schmidt 
und seiner Büroangestellten Margarete Voss bei. In mehr 
oder weniger ausfUhrliehen Erklärungen setzten sich die­
se in fast anrührender Weise fiir ihren Chef ein und versi­
cherten eindringlich, dass er sich nie im kommunistischen 
Sinne betätigt habe. Neu war auch die beigefUgte Mit­
gliedskarte Nr. 413 der Bochumer Bürgerwehr. Was das 
war, verdeutlicht eine Erklärung des Bochumer Rechts­
anwalts und Notars Bruno Kuhlmann vom 29. Mai. 
Kuhlmann hatte, wie er schrieb, während der Kommunis­
ten-Unruhen der Nachkriegszeit die Einwohnerwehr der 

Der Generalstaatsanwalt. 

I - 186. 

l,Mai 
Hamm (Westf. ),den� 1933. 
Fernruf: 1780/178 5. 

inneren Stadt Bochum als Hauptmann 
der Bürgerwehr geleitet. Diese Bürger­
wehr hatte sich mit Gewehren ausgerüs-

An den Re chtsanwalt 

Herrn Dr, Siegmund Sohoenewald 
in B o o h u m , 

Auf das Gesuch vom 2 7 . d. Mts. 

tet und regelmäßig Wachen und Pat­
rouillengänge ausgefiihrt. Schoenewald 
habe zu seiner Kompanie gehört und 

Ihrem Antrage auf Erteilung einer Unbedenklich:O:eits­

beschei nigung gernäss § 5 Absatz 2 der Allgeme ine n Verfü­

gung des Herrn Justizministers ''om 25. 4. 1933 -JMBl. 

S.l27- vermag ich nicht zu e ntspre�hen. 

dort auch Wachdienst und Patrouillen­
dienst nächtlicherweise versehen. Eine 
kommunistische Einstellung Schoene-
walds hielt er fiir ausgeschlossen: Sie 
hätten ihn bei einer derartigen Einstel­
lung keinesfalls in die Bürgerwehr auf-
genommen. Kuhlmann bescheinigte dem 
Kollegen Schoenewald, dass er an seiner 
vaterländischen Einstellung keinerlei 
Zweifel habe, und er kenne ihn seit 30 
Jahren. 

Abb. 6: Privatakte Schoenewald: Zulassung (Archiv Verein Erinnernfür die Zu­
kunft e. V. Bochum). 

Ebenfalls am 29. Mai bat Schoene­
wald in einem Anschreiben das Bochu-

Bemerkenswert und ernüchternd war das beigefUgte 
Anschreiben, ebenfalls vom 26.Mai: "Sie werden be­
schuldigt, sich in kommunistischem Sinne [ . . .  ) betätigt 
zu haben. Sie sollen fiir die K.P.D. und ihre Nebenor­
ganisationen gespendet haben. [ . . .  ] wird Ihnen hiermit 
Gelegenheit zur Aeußerung und etwaigen Beibringung 
von entkräftenden Beweisen binnen einer Frist von ei­
ner Woche seit Zustellung dieser VerfUgung gegeben. 
Im Auftrage gez. Dr. Freister." Sollte also alles noch 
einmal von vorne beginnen? Schoenewald reagierte so­
fort. Noch am gleichen Tag nahm er in einem Schreiben 
an den Preußischen Justizminister Stellung zum Vertre­
tungsverbot Er erklärte nochmals seine nationale Zuver-

17 Roland Freisler, später Präsident der Volksgerichtshofes und wohl 
berüchtigster nationalsozialistischer Rechtsbeuger. 
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mer Polizeipräsidium um eine Bescheinigung drüber, 
dass er sich nicht im kommunistischen Sinne betätigt 
habe. Was dann in Berlin passierte, ist nicht zu rekon­
struieren. Sicher ist nur, dass Bürovorsteher Hermann 
Bremecker seinem in Bad Nauheim zur Kur weilenden 
Chef am 3. Juni mitteilen konnte, dass die Aufhebung des 
Vertretungsverbots als Rechtsanwalt am selben Morgen 
eingegangen sei. ,Jch möchte Ihnen hierzu in eigenem 
Namen und im Namen des gesamten Büros die herz­
lichsten Glückwünsche aussprechen." In dem auf den 
2. Juni 1933 datierten Schreiben des Preußischen Justiz­
ministeriums hieß es kurz: ,,Das unter dem 26. Mai 1933 
[ . . . ] fiir Sie erlassene Vertretungsverbot wird hiermit 
aufgehoben. Im Auftrage gez. Dr. Nadler." 

Es schien nun nur noch eine Frage der Zeit zu sein, bis 
Dr. Schoenewald auch seine Tätigkeit als Notar wieder 
aufuehmen konnte. Denn fiir das Berufsbeamtengesetz 
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vom 7. April galten dieselben Ausnahmeregelungen wie 
beim Rechtsanwaltsgesetz vom selben Tag. Schoenewald 
war nicht nur Altanwalt, sondern seiner eigenen Über­
zeugung nach Frontkämpfer. Und seine nationale Gesin­
nung war ihm ja gerade bescheinigt worden. Doch es 
sollte anders kommen. Am 26. August 1933 teilte der 
Oberlandesgerichtspräsident in Hamm dem Landge­
richtspräsidenten in Bochum mit: "Der Notar Siegmund 
Schoenewald in Bochum ist durch die anliegende Ur­
kunde vom 25. August 1933 gemäß § 4 des Gesetzes 
über die Wiederherstellung des Beruftbeamtenturns 
vom 7. 4. 1933 aus dem Amte als Notar entlassen wor­
den. '"8 Und der Amtsgerichtsdirektor in Bochum konnte 
den Landgerichtspräsidenten Broicher am 4. September 
1933 darüber informieren, dass dem Rechtsanwalt Dr. 
Schoenewald am 2. September die Abschiedsurkunde als 
Notar ausgehändigt worden war. ,,Die entsprechenden 
Unterlagen sind eingezogen worden."19 

Der Vorwurf der nationalen Unzuverlässigkeit, den 
Schoenewald bei seinen Bemühungen um die Aufhebung 
des Vertretungsverbots als Rechtsanwalt erfolgreich ent­
kräftet hatte, diente nun als Vorwand, ihn als Notar zu 
entlassen. 20 Aus der Begründung für die Entlassung wird 
deutlich, dass man ihn als Frontkämpfer im Sinne des§ 3 
Rechtsanwaltsgesetz einordnete, denn sonst hätte seine 
nationale Zuverlässigkeit im Kontext seiner Bemühungen 
um die Wiederzulassung als Notar nicht überprüft wer­
den müssen. Die Altbeamtenausnahmereglung galt für 
ihn nicht, er war erst 1919 Notar geworden. Wie war es 
dazu gekommen, und wie reagierte Schoenewald darauf? 

Die Bemühungen Dr. Siegmund Schoene­
walds um seine Wiederzulassung als Notar 

Am 3. Juni 1933 schickte der Oberlandesgerichtspräsi­
dent in Hamm eine Abschrift der am Vortag verfügten 
Aufhebung des Vertretungsverbot Schoenewalds an den 
Bochumer Landgerichtspräsidenten Broicher. In dem 
Begleitschreiben stand: ,Jch ersuche um Bericht, ob 
etwas Positives for die Behauptung vorliegt, Rechtsan­
walt Dr. Schoenewald habefor die KPD gespendet."21 

Warum er das tat, wird nicht unmittelbar deutlich. Die 
Entscheidung für Schoenewald war an höchster Stelle 

18 NRW S taatsarchiv Münster: Personalakten I 3310 .  Akten des 
Königlichen Landgerichts Bochum betr. den Rechsanwalt und Notar 
Dr. Schoenewald in Bochum, BI. 124.  
19 Ebenda, BI .  126.  
20 § 4 des Berufsbeamtengesetzes vom 7. April 1 93 3 lautet: ,,Beamte, 
die nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr 
dafor bieten, dass sie jederzeit rückhaltlos for den nationalen Staat 
eintreten, können aus dem Dienst entlassen werden." 
21 NRW Staatsarchiv Münster. Personalakten I 3 3 1 0 .  Akten des 
Königlichen Landgerichts Bochum betr. den Rechtsanwalt und Notar 
Dr. Schoenewald in Bochum, BI. 1 1 9. 
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gefallt worden, warum wurde sie in Hamm sofort wieder 
in Frage gestellt? Und warum fragte auch der Bochumer 
Landgerichtspräsident Broicher nicht nach, sondern 
"veranlasst" sofort "weiteres", so wie sein Vorgesetzter 
das fordert? Zunächst schickte er das Schreiben am 
6. Juni an Dr. Roebling, Mitglied des BNSDRin.Bochum 
,,zur Kenntnisnahme". 

Und am 8. Juni 1933 richtete er eine Anfrage an den 
Gauleiter der NSDAP Westfalen-Süd, Josef Wagner, und 
an Rechtsanwalt Christoph Willy Banike. 22 Banike war 
zu diesem Zeitpunkt Vorsitzender des Bochumer An­
waltsvereins und als Mitglied der nationalsozialistischen 
Rathausfraktion Stadtverordnetenvorsteher. Broicher 
schrieb: "Unter Bezugnahme auf Punkt 20 der Ausfüh­
rung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbe­
amtenturns im Bereich der Justizverwaltung [ .. . ] bitte 
ich um Mitteilung, was dort darüber bekannt ist, ob sich 
die nachstehend Genannten im antinationalen Sinne 
betätigt haben, insbesondere for die KPD gespendet 
haben, oder in sonstiger Weise nicht die Gewähr dafor 
bieten, dass sie jederzeit rückhaltlos for den nationalen 
Staat eintreten. "  Und dann werden neben den Rechtsan­
wälten und Notaren Dr. Meyersberg (Bochum), Dr. 
Schoenewald (Bochum), Ferse (Bochum), Dr. Kronheim 
(Wanne-Eickel) noch der Bochumer Landgerichtsdirektor 
Nachmann und die Bochumer Landgerichtsräte Loewen­
stein und Samuelsdorff genannt. Bezüglich der vier 
Rechtsanwälte und Notare heißt es weiter: ,Jst dort etwas 
darüber bekannt, ob die unter 1 bis 4 Aufgefohrten 
kommunistische Mandate übernommen haben? Da von 
hier aus umgehend dem Oberlandesgericht und von 

22 Banike war zu diesem Zeitpunkt Vorsitzender des Bochumer An­
waltsvereins. Sein Verhältnis zur NSDAP beschrieb er selbst in einem 
Schreiben an den Oberlandesgerichtspräsidenten in Hamm vom 3 1 .  
Mai 1 933 im Zusammenhang mit seinem Antrag auf Zulassung als 
Notar wie folgt: ,,Ich stehe bereits seit 1923 mit Mitgliedern der 
früheren Ortsgruppe Hattingen der NSDAP in Verbindung. Als diese 
s.Zt. von den Franzosen verfolgt und soweit sie nicht flüchten konn­
ten, verhaftet wurden, habe ich ihnen bereits Unterstützung durch 
Übermittlung von Nachrichten zuteil werden lassen. Nach der im 
Jahre 1925 erfolgten Neugründung der NSDAP bin ich deren Mit­
glied geworden und habe die Mitgliedsnummer 26788. Meine Tätig­
keit innerhalb der Partei ergibt sich daraus, dass ich Obmann des 
BNSDJ for den Bezirk Bochum bin,ferner bin ich Leiter der Lügen­
abwehrsteile des Gaues Westfalen-Süd und Rechtsberater der Un­
tergruppe Westfalen-Süd der SA. Auch bin ich Angehöriger der 
hiesigen nationalsozialistischen Stadtverordnetenfraktion und Stadt­
verordnetenvorsteher. Ich habe mich auch wiederholt als Versamm­
lungsredner for die NSDAP betätigt und seit meiner Niederlassung 
als Rechtsanwalt im Jahre 1926laufend Verteidigungen.fiir Angehö­
rige der NSDAP, der SA und der SS in StrafProzessen, und zwar 
größtenteils unentgeldlich, gefohrt." (NRW Staatsarchiv Münster: 
OLG Bochum Generalakten 2 960; Ernennung von Notaren beim 
Amtsgericht Bochum, BI. 62). 1 934 wurde Banike Oberbürgermeister 
von Dortmund. 

11 



dort aus nach Berlin berichtet werden muss, bitte ich 
die Sache nach Möglichkeit zu beschleunigen. "23 

Der Gauleiter NSDAP Westfalen-Süd, Josef Wagner, 
nahm sich nun der Sache an und schrieb am 21. Juni 
1933 an Landgerichtsdirektor Broicher: "Unter Bezug­
nahme auf Ihr vorbezeichnetes Schreiben habe ich zu 
den von Ihnen aufgefiihrten Persönlichkeiten die Stel­
lungnahmen des Standartenfiihrers am Ort, des Kreis­
leiters sowie der zuständigen juristischen Stellen der 
NSDAP eingeholt. Sämtliche Stellen sprechen sich in 
der allerschärfsten Weise gegen die 8 angefiihrten Per­
sönlichkeiten aus. Besonders wird darauf hingewiesen, 
dass diesen Juden nicht ohne weiteres Zugehörigkeit 
zur KPD oder SPD nachzuweisen ist, ihre Sympathie 
aber ganz offen auf Seiten der Marxisten gestanden 
sind. Des weiteren warnen sämtliche Stellen dringend 
davor, die genannten Rechtsanwälte und Gerichtsräte 
hier in Bochum und Wanne-Eickel weiter auftreten zu 
lassen. Sämtliche Formationen halten esfiir diesejüdi­
schen Juristen fiir ausserordentlich gefährlich, irgend­
wie in Erscheinung zu treten. Ich bitte dringend darum, 
auch wenn die gesetzlichen Paragraphen nicht ganz 
ausreichen sollten, um der öffentlichen Ruhe und 
Sicherheit und einer ordentlichen Entwicklung willen, 
nach Möglichkeit dafiir zu sorgen, dass die genannten 
Persönlichkeiten restlos aus dem öffentlichen Leben 
verschwinden. Es wäre zweckmäßig, wenn dieselben 
von sich aus die notwendigen Folgerungen ziehen wür­
den, weil ich es ablehne, irgendwelche Garantien fiir 
dieselben zu übernehmen. "24 

Auffallend an dem Schreiben ist zweierlei: Erstens war 
Schoenewald kein konkretes Fehlverhalten nachzuweisen 
und zweitens lehnte Wagner es nicht nur ab, ihn wieder 
als Notar arbeiten zu lassen, er war auch nicht damit 
einverstanden, dass das Vertretungsverbot als Rechtsan­
walt gegen Schoenewald aufgehoben worden war. Und 
dass die zuständigenjuristischen Stellen der NSDAP, vor 
allem Banike, die Wagner nach eigener Aussage konsul­
tiert hatte, der gleichen Meinung waren, entsprach auch 
dessen persönlichem Interesse: Am 12. April 1933 hatte 
Banike - wie zahlreiche andere junge Anwälte - das Ge­
such eingereicht, vorzeitig zum Notar ernannt zu werden. 
,Jch bin der Auffassung, dass unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen die Bedürfnisfrage fiir die Zulassung 
eines weiteren Notares zu bejahen ist. "25 Nachdem der 
Bochumer Landgerichtspräsident sich etwas zögerlich 

23 NRW Staatsarchiv Münster: Personalakten I 33 1 0. Akten des 
Königlichen Landgerichts Bochum betr. den Rechtsanwalt und Notar 
Dr. Schoenewald in Bochum, BI. 120. 
24 NRW Staatsarchiv Münster: OLG Hamm Generalakte 2954, un­
nummeriertes Blatt: Oberlandesgerichtsbezirk Hamm Liste Nr. 82 Dr. 
Schoenewald, Siegmund, in Bochum. 
25 NRW Staatsarchiv Münster: OLG Bochum Generalakten 2960 
(Ernennung von Notaren beim Amtsgericht Bochum), BI. 5 1 .  
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verhielt26, wandte sich Banike direkt an die Anwalts­
kammer in Hamm27 und schaltete den preußischen In­
nenminister28 ein. Am 10. Juni 1933 ernannte dieser 
Banike zum Notar fiir den Bezirk des Oberlandesgerichts 
zu Hamm mit Anweisung des Amtssitzes in Bochum.29 

Landgerichtspräsident Broicher teilte am 29. Juni 1933 
dem Oberlandesgerichtspräsidenten in Hamm mit: ,Jlier 
sind keine Tatsachen bekannt geworden, welche die 
Annahme rechtfertigen könnten, dass der Rechtsanwalt 
und Notar Dr. Schoenewaldfiir die KPD gespendet hat. 
Der Gauleiter der NSDAP Westfalen-Süd ist gehört 
worden. "30 Broicher berichtete also korrekt, dass die 
Vorwürfe gegen Schoenewald nicht belegt werden konn­
ten, gab aber kommentarlos den Brief des Gauleiters 
weiter und kommentierte auch nicht dessen offene Auf­
forderung zum Rechtsbruch. Was in den folgenden Wo­
chen in Sachen Schoenewald passierte, darüber geben die 
Akten keine Auskunft. Am 2. September wurde Dr. 
Siegmund Schoenewald die Entlassungsurkunde als 
Notar, datiert 25. August 1933, überreicht. 

Viel konnte Schoenewald in den Wochen nach der Auf­
hebung des Vertretungsverbots als Rechtsanwalt in Sa­
chen Wiederzulassung zum Notariat nicht tun. Als Notar 
durfte er nicht arbeiten, die Angelegenheit war in der 
Schwebe. Schoenewald war sich aber im Klaren darüber, 
dass er den Nachweis, Frontkämpfer im Sinne des§ 3 des 
Beamtengesetzes vom 7. April 1933 gewesen zu sein, 
erhärten musste, um als jüdischer Notar in Frage zu 
kommen. Er war seit 1919 Notar, die Regelung, Beamter 
vor dem 1. August 1914 geworden zu sein, galt fiir ihn 
nicht. Ein Problem stellte fiir ihn zunächst dar, dass er 
seinen Militärpass seinem Gesuch um Weiterbelassung 
als Rechtsanwalt vom 9. April im Original beigelegt hat-

26 In einer Stellungnahme zur Bewerbung Banikes vom 1 3 .  April 
1 933 an den Oberlandesgerichtspräsidenten in Hamm betonte er, 
"dass Banike die Voraussetzungen der allgemeinen Verfügung vom 
23. September 1924 für die Ernennung zum Notariat erst am 20. 
August 1936 erfüllt. Ein Bedürfnis zur Errichtung einer neuen Nota­
riatsstelle liegt zur Zeit nicht vor. Solltenjedoch mehrere Notariats­
stellen, die von Notaren nichtarischer Abstammung verwaltet wer­
den, in Fortfall kommen, wäre die Bedürfnisfrage zu bejahen." Ebd., 
BI. 50. 
27 Der Vorstand der Anwaltskammer Hamm berichtete am 9. Mai 
1 93 3 dem Oberlandesgerichtspräsidenten Hamm zum Gesuch Bami­
kes: "Obgleich der Gesuchsteller die zeitlichen Voraussetzungen 
nicht erfüllt, spricht sich der Vorstand befürwortend aus, weil zu 
erwarten steht, dass Notariatsstellen, welche von nicht arischen 
Rechtsanwälten verwaltet werden, eingehen werden." Ebd., BI. 58. 
28 Ebd., BI. 55 .  
29 Ebd., BI .  64.  Zu diesem Zeitpunkt war der Bochumer Notar jüdi­
scher Herkunft Dr. Carl Rawitzki bereits entlassen (Urkunde vom 
6. Juni 1 933,  ebd., BI. 66), die Entlassungen der jüdischen Notare 
Hermann Röttgen (am 17 .  Juni, ebd., BI. 67) und Dr. Siegfried 
Schoenewald (am 25. August, ebd., BI. 1 09) folgten kurz darauf. 
30 NRW Staatsarchiv Münster: Personalakten I 3 3 1 0. Akten des 
Königlichen Landgerichts Bochum betr. den Rechts anwalt und Notar 
Dr. Schoenewald in Bochum, BI. 1 2 1 .  
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te, ohne eine beglaubigte Abschrift gemacht zu haben.31 

Deswegen wandte er sich am 10. Juni 1933 an den 
Rechtsanwalt Dellevie vom Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens in Berlin mit der Bitte, 
der Kollege möge sich aus seiner Akte in Berlin für einen 
Tag den Pass aushändigen und einige Abschriften aus 
demselben beim Centralverein fertigen lassen. Schoene­
wald wies darauf hin, dass ,,zweifellos wegen meiner 
Militärverhältnisse demnächst Rüclifragen an mich 
gelangen werden." Gleichzeitig bat er Dellevie darum, er 
möge eine Abschrift des Militärpasses mit seinem An­
trag, den er dem Schreiben beifügte, an das Zentralnach­
weiseamt für Kriegerverluste und Kriegergräber in Ber­
lin-Spandau zwecks Anfertigung einer Militär-Dienst­
zeitbescheinigung weitergeben. 

Der Centralverein teilt ihm umgehend mit, dass er seine 
Militärpapiere nur durch eigenen schriftlichen Antrag 
vom Ministerium zurückerhalten könne, auch müsse er 
seinen Antrag an das Zentralnachweiseamt in Spandau 
selbst richten. Und diesen Antrag an das Zentralnachwei­
seamt in Spandau schickte Schoenewald Mitte Juni ab. 
Ende Juli 1933 erhielt er vom Zentralnachweiseamt die 
gewünschte Bescheinigung: ,,Der Trainfahrer Sigismund 
Schönewald [ . . .  ] gehörte im Weltkriege u.a. dem Grup­
penpferdelazarett 575 an und hat bei diesem Truppen­
teil an den Kämpfen um Lens vom 15. 8. - 2 7. 8. 191 7 
teilgenommen. Vorstehende Angaben stimmen mit den 
Eintragungen in der Kriegs-Stammrolle [ . . .  ] und ande­
ren amtlichen Unterlagen überein. Gernäss Erlass des 
Herrn Reichsministers des lnnern [ . . .  ] dient vorstehen­
de Bescheinigung als ausreichende Unterlage zur 
Nachprüfung der Frontkämpfereigenschaft entspre­
chend den Ausfohrungsbestimmungen zum Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtenturns vom 7. April 
1933." Erneut schien also alles in Ordnung zu sein. 

Bis zur Überreichung der Entlassungsurkunde am 
2. September konnte Schoenewald nichts tun. Und da­
nach wurde er zunächst einmal informell tätig: Er schalte­
te nochmals Rechtsanwalt Dellevie vom Centra1verein 
ein. Dieser schrieb ihm am 26. September 1934, er habe 
sich am Vortage beim Justizministerium nach seiner Sa­
che erkundigt. Der Referent habe ihm gesagt, dass 
Schoenewald nicht als Frontkämpfer im Sinne des Geset­
zes gelte, da er nur beim Pferdedepot tätig gewesen sei. 
Eventuell käme in Frage, dass die Entlassung nachträg­
lich nur gern. § 3 Beamtengesetz vom 7. April ( die dort 
genannten Sonderregelungen trafen auf ihn nicht zu) 
gestützt würde und nicht gern. § 4 ( nationale Unzuverläs­
sigkeit). 

31 Die in der Folge zitierten Dokumente befinden sich, soweit nicht 
anders angegeben, in der Privatakte Schoenewald ,,Zul assung." Eine 
Kopie dieser Akte befindet sich im Archiv des Vereins "Erinnern für 
die Zukunft e.V." Bochum. 
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Und nun folgt ein Vorgang, der weit über das Verfah­
ren um die Wiederzulassung zum Notar hinausgeht. Und 
das gilt nicht nur für Dr. Siegmund Schoenewald, sondern 
für eine ganze Generation deutscher Juden. Denn die 
Frage, ob er gern. § 3 oder gern. § 4 in den Ruhestand als 
Notar versetzt wird, war für diese Menschen Frage 
der Identität, der Ehre. Am 1. Oktober 1933 schrieb 
Schoenwald daher an Rechtsanwalt Dellevie: lege 
großen Wert darauf, dass meine Entlassung aus dem 
Amt eines Notars nicht auf§ 4, sondern auf§ 3 des 
Beamtengesetzes gestützt wird Nach meiner ganzen 
Vergangenheit empfinde ich es als bitteres Unrecht, 
dass durch die Berufung auf§ 4 meine nationale Zuver­
lässigkeit in Zweifel gezogen wird Ich entstamme einer 
Familie, die seit Jahrhunderten in Westfalen ansässig 
ist. Seit 33 Jahren bin ich in Bochum als Anwalt tätig 
und darf wohl behaupten, dass ich mich sowohl in wei­
ten Kreisen der Bevölkerung, als auch bei allen Kolle­
gen und Richtern eines großen Ansehens erfreue." Und 
dann führte er nochmals alle oben beschriebenen Belege 
auf. 

Dellevie sondierte daraufhin wieder im Justizministeri­
um und konnte Schoenwald schon bald berichten, dass 
das Ministerium geneigt sei, seinem Wunsch zu entspre­
chen, wenn er eine entsprechende Eingabe machte. Damit 
ergab sich eine widersprüchliche Situation für Schoene­
wald: Natürlich wollte er wieder als Notar arbeiten. Das 
konnte er aber nur, wenn er unter die Ausnahmereglungen 
des § 3 des Rechtsanwaltsgesetzes fiel und wenn ihm die 
nationale Zuverlässigkeit gemäß § 4 dieses Gesetzes 
zugebilligt wurde. Für den Fall aber, dass er als Front­
kämpfer anerkannt wurde, lief er Gefahr, gemäß § 4 ent­
lassen zu werden. Und das wollte Schoenewald auf kei­
nen Fall. Er schickte deswegen am 7. Oktober 1933 zwei 
Gesuche um Wiederzulassung als Notar an Dellevie und 
überließ es diesem, welches er im Ministerium abgab. 

In beiden Gesuchen betonte er seine schmerzliche Ent­
täuschung darüber, dass er gern. § 4 des Rechtsanwalts­
gesetzes entlassen werden solle, und nannte all die Argu­
mente, die er auch im Schreiben an Dellevie vom 1. Ok­
tober formuliert hatte. In der ersten Fassung wies er aber 
auf seine Frontkämpfereigenschaft hin und fügte als Be­
leg die Bescheinigung des Zentralnachweiseamtes bei. 
Diese erste Fassung endet mit dem Satz: "Sollte gleich­
wohl der Ausweis nicht als ausreichend angesehen wer­
den, so bitte ich, in Würdigung der eingangs dargeleg­
ten Gründe meine Entlassung nicht auf§ 4, sondern auf 

§ 3 des Gesetzes stützen zu wollen." In der zweiten Fas­
sung verzichtet Schoenewald auf den Hinweis auf die 
Frontkämpfereigenschaft und formuliert am Ende: ,,Nach 
alledem wird es verständlich erscheinen, dass die Ent­
lassung aus § 4 for mich eine schmerzliche Enttäu­
schung bedeutet. Ich bitte deshalb um erneute Prüfong, 
ob meine Entlassung nicht widerrufen und, falls dieses 
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wegen Verneinung der Fronkämpfereigenschaft unzu­
lässig erscheint, die Bezugnahme auf§ 4 durch eine 
solche auf§ 3 ersetzt werden kann." 

Der in Berlin lebende frühere Bochumer Sozius 
Schoenewalds, Hermann Röttgen, besprach die beiden 
Gesuche mit Dellevie und empfahl seinem alten Freund, 
den zweiten Antrag zu schicken, allerdings mit dem Zu­
satz, dass Schoenewald sich vorbehalte, evtl. den Nach­
weis zu erbringen, dass er doch Frontkämpfer war. An­
dernfalls könnte leicht ein Widerspruch konstruiert wer­
den, wenn Schoenewald jetzt Wert darauf lege, seine 
Entlassung als Frontkämpfer zu erhalten und nicht auf 
Grund von § 4 und später einen entgegengesetzten An­
trag stellen würde. Röttgen bat den alten Kollegen darum, 
ihn zu autorisieren, einen entsprechenden Nachsatz dem 
Antrag beizufügen. So geschah es dann wohl auch, und 
Dellevie übergab das Gesuch im Justizministerium, wie 
er Schoenewald am 3. November mitteilte. 

In der Zwischenzeit bemühte sich Schoenewald weiter, 
zusätzlich Belege für seinen Frontkämpferstatus im Sinne 
des Rechtsanwaltsgesetzes zu beschaffen. Am 12. Okto­
ber bat er den Rabbiner Dr. Cahn in Fulda, ihm bei der 
Suche nach der Adresse seines Kriegskameraden Moses 
Katz behilflich zu sein, der mit ihm 1917 beim Gruppen­
Pferdelazarett 575 in Lens und Orchie und vor demKrieg 
in Fulda ansässig war. Moses Katz wohnte tatsächlich 
noch in Fulda, und er beantwortete die entsprechende 
Anfrage Schoenewalds vom 20. Oktober 1933 (,,Lieber 
Freund Katz!") am 29. Oktober 1933: ,Jn Orchie waren 
wir meiner Erinnerung nach fast immer feindseligen 
Fliegern und Bombenangriffen ausgesetzt, dadurch hat 
es auch Verwundete gegeben. Verwundete und kranke 
Pferd haben wir immer direkt aus der Feuerlinie be­
kommen." Weitere Adressen von alten Kameraden, die 
Schoenewald erfragt hatte, konnte er aber nicht nennen. 

Was passierte mit Schoenewalds Gesuch in Berlin? 
Darüber geben die Personalakten Schoenewalds Aus­
kunft. Am 7. November 1933 teilten der Oberlandesge­
richtspräsident und der Generalstaatsanwalt in Hamm 
dem Landgerichtspräsidenten und dem Oberstaatsanwalt 
in Bochum mit: "Das Gesuch des Nebengenannten (Dr. 
Schönewald) vom 7. v. M um Wiederernennung zum 
Notar übersenden wir im Auftrag des Herrn Justizmi­
nisters zur Prüfung und zum Bericht nach Anhörung 
der politischen Polizei und der Kreisleitung der 
NSDAP. "32 Und der Bochumer Landgerichtspräsident bat 
umgehend am 10. November 1933 die Politische Polizei 
um ihre Stellungnahme zum Gesuch Schoenewalds?3 Der 
Polizeipräsident in Bochum beantwortete am 28. Novem-

32 NR W Staatsarchiv Münster: Personalakten I 33 10  Akten des König­
lichen Landgerichts Bochum betr. den Rechtsanwalt und Notar Dr. 
Schoenewald in Bochum, BI.  1 27, Kopie. 
33 Kopie des Schreibens, ebd., BI. 128 .  

14 

her 1933 die Anfrage: "Der frühere Notar Dr. Siegmund 
Schoenewald aus Bochum gehörte, ebenso wie seine 
Ehefrau, bis zum Frühjahr d.J. der Deutschen Staats­
partei, Ortsgruppe Bochum, an und ist heute noch Mit­
glied des Centra/vereins deutscher Staatsbürger jüdi­
schen Glaubens. Entsprechend seiner politischen Ein­
stellung setzt sich die Klientel des Schönewald vor­
zugsweise aus links gerichteten Kreisen zusammen, wo 
er auch nach Angaben zuverlässiger Vertrauensleute 
einen gewissen Ruf als Vertrauensanwalt genießt. In 
Politischen Prozessen ist Schönewald als Verteidiger 
von Marxisten und Kommunisten bisher nicht in Er­
scheinung getreten. Eine unmittelbare Unterstützung 
der KPD und SPD sowie der ihnen angeschlossenen 
Neben- und Unterorganisationen ist ihm nicht nachzu­
weisen. Zusammenfassend muss aber gesagt werden, 
dass Schönewald nicht die Gewähr eines jederzeit 
rückhaltlosen Eintretens für den nationalsozialistischen 
Staat bietet. Eine Wiederzulassung würde grosse Beun­
ruhigung unter der nationalen Bevölkerung hervorru­
fen."34 

Und der Bochumer Landgerichtspräsident schickte am 
1. Dezember diese Stellungnahme des Polizeipräsidenten 
an die Kreisleitung der NSDAP Bochum und bat diese 
darum, ihrerseits Stellung zu dem Gesuch Dr. Schoene­
walds zu nehmen?5 Und die Stellungnahme von Kreislei­
ter Riemenschneider, am 18. Dezember 1933 an Broicher 
geschickt, fiel noch verheerender für Schoenewald aus: 
"In Erledigung Ihres Schreibens vom I. Dezember 33 
muss ich Ihnen mitteilen, dass nach meinen sehr einge­
henden und gewissenhaft angestellten Ermittlungen 
sich ergeben hat, dass Herr Rechtsanwalt Dr. Schöne­
wald, Bochum für eine Zulassung als Anwalt in Bochum 
nicht in Frage kommt. Wenn Herr Rechtsanwalt Dr. 
Schönewald in seinem Schreiben an den Herrn Preuß. 
Innenminister u.a. anführt, dass er noch im November 
1932 vom hiesigen Anwaltsverein einstimmig für das 
Amt eines Mitgliedes der Justizprüfungskommission 
vorgeschlagen worden sei, so kann ich dazu nur ergän­
zend sagen, dass sich damals kein anderer dafür ge­
meldet hat und nur deshalb Herr Dr. Schönewald in 
Frage kam. In Bochum gelten Herr Dr. Schönewald und 
seine Gattin als Exponenten der demokratischen Partei. 
Die außerordentlich gehässige Kampfesweise dieser 
Person in den vergangenen Jahren, verbunden mit sei­
ner führenden Stelle im Zentralverein deutscher Staats­
bürger jüdischen Glaubens, der in der ersten Zeit der 
nationalsozialistischen Revolution sich lebhaft an der 
Greuelpropaganda betätigt hat, bieten nicht die Ge­
währ eines jederzeit rückhaltlosen Eintretens für den 
nationalsozialistischen Staat. Der Fall des Rechtsan-

34 Kopie des Schreibens, ebd., BI. 129. 
35 Ebd,. 130 .  
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waltes Dr. Schönewald ist ganz besonders gelagert und 
niemand in Bochum würde es verstehen können, dass er 
als Anwalt wieder zugelassen würde. Als genauer Ken­
ner der hiesigen Verhältnisse bin ich davon überzeugt, 
dass sich aller Nationalsozialisten eine große Empö­
rung bemächtigen würde, wenn die Wiederzulassung 
ausgesprochen würde. "36 

f)at tveb�t tl.ot ben �amn beß @eri�U, 

nod) {)inter il)nen ettvaß au fud)en. 

5mie if)m bie �äf)igleit genommen tuw 
ben  mu}j, über :i)eutfc9e 9lec9t au 

fprecf)en, fo uuc9 bie, baß 9lec9t rineß 
:i)eutfc9en au tlettnten 

Abb. 8: Privatakte Schoenewald: Zulassung (Archiv Verein 
Erinnernfiir die Zukunft e. V. Bochum). 

Das war sehr deutlich: Für die Angelegenheit relevante 
Fakten wurden nicht genannt. Man wollte den Dr. 
Schoenewald nicht mehr haben in Bochum, weder als 
Rechtsanwalt noch als Notar. Und ob Schoenewald 
Frontkämpfer war oder nicht, interessierte auch nicht. 

36 Ebd., BI. 1 3 1 .  Kreisleiter Riemenschneider war mit dem Ergebnis 
der beiden Gesetze vom 7. April 1 93 3 nicht zufrieden. Dies brachte er 
in einem Schreiben an den Bochumer Landgerichtspräsidenten Broi­
cher vom Juni 1 933 zum Ausdruck: ,,Ich darf Sie darauf hinweisen, 
dass gerade diese Herren sich derart unbeliebt gemacht haben, dass 
ich bei einer Wiedereinsetzung das Schlimmste befürchte. Diese 
Tatsache teile ich Ihnen nur mit, weil ich nicht wünsche, dass in dem 
bisher immer sehr ruhigen Platz Bochum auf Grund des Wiederauf­
tretens dieser Herren vielleicht Exzesse vorkommen, die sich sehr gut 
vermeiden lassen." Schreiben vom 30. Juni 1 933 in: OLG Düsseldorf 
Az. IM 405, zitiert nach Eva Douma: Deutsche Anwälte zwischen 
Demokratie und Diktatur 1 930- 1 955, Frankfurt!Main 1 998, S. 75.  
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Man verlangt die Entlassung und die Aberkennung der 
Zulassung als Rechtsanwalt und Notar gemäß § 4 
Rechtsanwaltsgesetzes bzw. des Berufsbeamtengesetz 
vom 7. April 1933. Der Bochumer Oberstaatsanwalt 
schickte die Stellungnahmen der Polizei und des Kreislei­
ters am 21. Januar 1934 nach Hamm, versehen dem 
handschriftlichen Vermerk: "Er Schoenewald gilt als 
guter Jurist. 'd7 Dr. Siegmund Schoenewald von 
all diesem nichts. Es fiel auch keine Entscheidung Sa­
chen Wiederzulassung als Notar. Das Verfahren zog sich 
hin bis zum Oktober 1934, immer wieder gab es Hoff­
nung, immer wieder Rückschläge. 

Ein Schreiben des Vorstandes der Anwaltskammer in 
Hamm vom 28. Februar 1934 sorgte fiir helle Aufregung 
im Hause Schoenewald: ",n Ihrer Angelegenheit betr. 
Wiederernennung zum Notar bitte ich, mir die Unterla­
gen dafiir zu beschaffen, dass Sie im Felde gewesen 
sind Ich kann in Ihren Personalakten darüber nichts 
feststellen. "  Aufregung38 gab es aus zweierlei Gründen: 
Zunächst war offensichtlich die Entscheidung die 
Wiedererlangung des Notariats noch nicht gefallen. Zum 
anderen war die Bescheinigung des Zentralnachweisam­
tes über die Frontkämpfereigenschaft Schoenewalds, die 
dieser im Oktober 1933 mit den Gesuchen an Dellevie 
geschickt hatte, verschwunden. Schoenewald bat um eine 
Neuausstellung der Bescheinigung, die vom Zentral­
nachweiseamt umgehend geschickt wurde. Schoenewald 
konnte diese zusammen mit dem Nachweis seiner Tätig­
keit bei der Einwohnerbürgerwehr 1923 an den Vorstand 
der Anwaltskammer in Hamm weiterleiten. 

Es wird nicht deutlich, ob der Vorstand der Anwalts­
kammer ernsthaft an eine Wiederzulassung Schoenewalds 
als Notar dachte oder ob er nur seine Akten ergänzen 
wollte. Auf jeden Fall sprach er sich nicht nur gegen die 
Wiederzulassung Schoenewalds zum Notar, sondern auch 
gegen eine Abänderung der EntlassungsverfUgung aus, 
was Schoenewald dazu veranlasste, mit Verweis auf die­
sen Sachverhalt in einem Schreiben an das Preußische 
Justizministerium vom 5. April 1934 seine Anträge auf 
Wiederzulassung zum Notariat bzw. Abänderung der 
Entlassungsverfügung zurückzunehmen. Noch ein letztes 
Mal gab es Ho:ffuung: Am 24. September 1934 schrieb 
Rechtsanwalt Dellevie an den früheren Sozius Hermann 
Röttgen in Berlin: ,Jn der Angelegenheit Schoenewald 
bin ich ohne jeden Bescheid. Ich stelle dringend an-

37 NR W Staatsarchiv Münster: Personalakten I 3310 Akten des König­
lichen Landgerichts Bochum betr. den Rechtsanwalt und Notar Dr. 
Schoenewald in Bochum, BI. 133 .  
3 8  Über die Befindlichkeit der Schoenewalds gibt die Kopie eines 
Privatbriefes Otti lie Schoenewalds an den alten Sozius Hermann 
Röttgen in Berlin vom 3. März 1 934 Auskunft: "So ist immer für 
neue Aufregung unserer Nerven gesorgt, die vielleicht einmal reis­
sen, aber ganz bestimmt nicht einrosten werden. Ich gebe mir ver­
zweifelt Mühe, wieder ein normaler Mensch zu werden, es fdllt dieses 
aber schwerer als ich je vermutet habe [ . . . ] . " 
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heim, an das Preuss. Justizministerium das Gesuch 
wegen Wiederverleihung des Notariats einzureichen. 
Auf beide Gesichtspunkte ist der Antrag zu stützen, 
nämlich darauf, dass Frontkämpfereigenschaft vorliegt, 
und ausserdem darauf, dass irrtümlich angenommen 
worden ist, Herr Schönewald habe sich politisch in 
unzuverlässiger Weise betätigt. Das Gesuch muss spä­
testens am 30.9. 34 beim Preuss. Justizministerium ein­
gehen." 

Und noch einmal reichte Dr. Siegmund Schoenewald 
beim Reichsjustizministerium ein Gesuch um Wiederzu­
lassung als Notar ein. In einem ausfuhrliehen Schreiben 
nannte er noch einmal all die Argumente, die wir schon 
kennen. Noch einmal hatte er Hoffnung. Es wird nicht 
klar, worauf sich der Optimismus des Rechtsanwalts 
Dellevie gegründet hatte. Viel Zeit zur Überprüfung des 
erneuten Gesuches nahm man sich im Justizministerium 
nicht: Am 4. Oktober 1934 erging folgender Bescheid: 
,,Auch nach nochmaliger Prüfung des Sachverhalts 
vermag ich Ihrem Antrage auf Wiederernennung zum 
Notar nicht zu entsprechen." Siegmund Schoenewald 
hatte nicht nur endgültig sein Notariat verloren, er hatte 
es verloren gern. § 4c Beamtengesetz. Es begann nicht 
nur sein ökonomischer Niedergang, er war auch zutiefst 
verletzt in seiner Identität als guter Deutscher. Sein Amt 
als Rechtsanwalt durfte er vorläufig weiter ausfuhren, 
allerdings unter erschwerten Bedingungen.39 

nichtjüdischen Mandanten alsbald aus. In der Folge be­
schränkte sich die Praxis fast ausschließlich aufjüdische 
Klienten, solange Juden überhaupt noch im Wirtschafts­
leben standen. Der Umsatz ging rapide zurück. Im Falle 
Schoenewald sind die Steuerakten erhalten: Betrug der 
Reingewinn fur Schoenewald 1928 noch 47.130 RM, in 
der Wirtschaftskrise 1931 und 1932 immer noch 35.427 
bzw. 25.275 RM, so sank er 1933 auf l l .772 RM, 1934 
auf 8.028 RM und 1935 auf 7.976 RM. 1937/38 kamen 
die Einnahmen größtenteils von der Einziehung früherer 
Forderungen. Das hatte zur Folge, dass Schoenewald 
1934 seine Praxis in die Korturnstraße 101 und später in 
das Privathaus in der Goethestraße 9 verlegte. Zuletzt 
arbeitete nur noch eine Sekretärin fur das Ehepaar.40 

In der Nacht vom 9./10. November 1938 wurde der fast 
66-jährige Siegmund Schoenewald in das Konzentrati­
onslager Sachsenhausen verschleppt, wo er fast einen 
Monat bleiben musste. In derselben Nacht wurde das 
Privathaus in der Goethestraße durch die SA geplündert 
und verwüstet. Was noch heil war, zerstörte am folgen­
den Morgen die Jungenklasse eines Gymnasiums, die von 
ihrem Lehrer in das Haus gefi.ihrt worden war. Die letzte 
Sekretärin der Schoenewalds war Zeugin dieser Aktionen, 
sie hat nach 1945 einen ausfuhrliehen Bericht darüber 
geschrieben. Nach dem endgültigen Berufsverbot fur 
Schoenewald zum 30. November 1938 verließ dieser, 
dem Drängen seines früheren Partners Hermann Röttgen 
folgend, der das Land schon vorher verlassen hatte, als 

völlig gebrochener Mann Bochum und 
ging nach Holland. Seine Frau folgte 
ihm im März 1939. Am 28. August 
1939 emigrierte das Ehepaar nach Eng­
land. Dort starb Siegmund Schoenewald 
am 29. August 1943. Ottilie Schoene­
wald emigrierte im Juli 1946 in die 
USA. 

Fazit 

Abb. 9: Von links nach rechts: Siegmund, Sally, Ottilie, Rosy Schoenewald 193 7  
(Foto Caroline Field, Nordwood (London). 

Die Privatakte "Zulassung" von Dr. 
Siegmund Schoenewald bietet in nahezu 
einmaliger Weise die Möglichkeit, die 
Bemühungen eines Rechtsanwalts und 
Notars jüdischer Herkunft um den Erhalt 
seiner beruflichen Existenz zu rekonstru­
ieren. Sie ermöglicht eine Binnenbetrach­
tung der Situation, in die Anwälte und Wie eine seiner Mitarbeiterinnen nach dem Krieg er­

klärte, übte man auf das nichtjüdische Personal der Kanz­
lei ab 1933 Druck aus, sie sollten nicht bei Juden arbei­
ten. Dem Bericht dieser Mitarbeiterin folgend, blieben die 

39 Zum Folgenden siehe Loew/Schneider, Schoenewald (wieAnm. 2), 
s. 1 68 f. 
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40 Im Archiv des Vereins "Erinnern fUr die Zukunft e.V." befindet 
sich die Kopie eines Zeugnisses, das Herr Schoenewald am 22. Juni 
1 934 fUr einen Mann ausstellte, den er in seiner Praxis drei Jahre 
ausgebildet hatte . Am Ende des Textes steht: ,Jch musste ihn entlas­
sen, weil der Rückgang der Praxis mich zum Abbau des Personals 
nötigte." 
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Notare jüdischer Herkunft in den Jahren 1 933 und 1 934 
gebracht wurden, insofern sie nicht sofort im April 1 933 
entlassen worden waren, sondern unter die Sonderbe­
stimmungen des § 3 Rechtsanwaltsgesetz und Berufsbe­
amtengesetz vom 7. April 1 933 fielen. Siegmund 
Schoenewald bemühte sich in kaum vorstellbarem Um­
fang darum, sich Leumundserklärungen zu beschaffen, 
um seine "nationale Gesinnung" zu beweisen. Dass man 
diese überhaupt in Frage stellte, empfand er als verlet­
zend. Und er ging zunächst davon aus, dass auch 1 933 
noch Recht und Gesetz gelte, dass es ein Leichtes für ihn 
sein müsse, die Anforderungen der Gesetze zu erfiillen. 
Und er ging natürlich davon aus, dass die Wahrer des 
Rechts, Justizbehörden und Anwaltskollegen, ihn dabei 
unterstützen würden. Dass dies von Anfang an nur unzu­
reichend geschah, und, je mehr die Zeit voranschritt, 
schließlich ganz aufhörte, bedarf der besonderen Betrach­
tung. 

achten, ist schon an anderer Stelle untersucht41 und auch 
in diesem Text deutlich geworden. Dass diese grundsätz­
liche Position auch das Verhalten der lokalen und regio­
nalen Justizbehörden und der Anwaltsorganisationen 
beeinflusste, und mit der Zeit immer stärker, konnte auch 
belegt werden. 

Der Kerrl-Erlass, der ja  noch keine Rechtsverbindlich­
keit hatte, wurde vom Oberlandesgerichtspräsidenten, 
vom Landesgerichtspräsidenten und vom Anwaltsverein 
nicht hinterfragt, sondern ohne Widerspruch umgesetzt. 
Letztere waren auch zunächst nicht bereit, die gewünsch­
ten Leumundserklärungen für Schoenewald zu geben. 
Nach Erlass des Rechtsanwaltsgesetzes am 7. April wa­
ren auch Oberlandesgerichtspräsident, Oberstaatsanwalt 
und Vorstand der Anwaltskammer nicht bereit, Schoene­
wald die gewünschte Bescheinigung der nationalen Zu­
verlässigkeit zu erteilen. Ob es die von Schoenewald 
beigebrachten Leumundserklärungen von alten Partei­

Abb. 10: Ottilie Schoenewald mit Leo Baeck (1950er Jahre) (Foto Leo Baeck 
Institute NYC). 

freunden und Berufskollegen waren, die 
einen Wandel herbeifiihrten, istnichtmit 
Sicherheit zu sagen. Nachdem er jeden­
falls die Schreiben von Exminister 
Höpker-Aschoff und dem Erstem 
Staatsanwalt i.R. Hartmann eingereicht 
hatte, gaben Oberlandesgerichtspräsi­
dent, Oberstaatsanwalt und Vorstand 
der Anwaltskammer auf einstimmige 
Empfehlung des Bochumer Anwaltver­
eins die vom Gesetz geforderten Leu­
mundserklärungen ab. Das verhinderte 
zwar nicht, dass wenige Tage später 
durch den Reichsjustizminister das V er­
tretungsverbot gegen Schoenewald aus­
gesprochen wurde, war aber wohl doch 
die Voraussetzung dafiir, dass dieses 
Vertretungsverbot nach wenigen Tagen 
wieder aufgehoben wurde, Schoenewald 

Beginnen möchte ich mit einer kurzen Analyse der Rol­
le der NSDAP vor Ort, um dann zu fragen, ob und in 
welchem Umfang die Position der Partei das Verhalten 
der übrigen Institutionen beeinflusste. Bochum war Gau­
hauptstadt des Gaues Westfalen-Süd. An der Spitze stan­
den mit JosefWagner als Gauleiter und Riemenschneider 
als Kreisleiter, junge, stramme Parteileute, die versuch­
ten, ihren Gau im Sinne der Parteidoktrin zum Mustergau 
zu machen, durchaus nicht ohne Eigeninteresse. Im An­
waltsverein arbeiteten in demselben Sinne die Rechtsan­
wälte Röbling und Banike, die Altparteimitglieder waren 
und im BNSDJ vor Ort die führende Rolle spielten. Dass 
es sich dabei um eine ideologische Auseinandersetzung 
handelte, bei der das bestehende Recht oft hinderlich war, 
dass man keine Skrupel hatte, dieses Recht auch zu miss-
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also wieder als Rechtsanwalt arbeiten 
konnte. Für ihn war das eine Genugtuung, Anwaltskolle­
gen und die vorgesetzten Behörden in Hamm hatten letzt­
lich doch dafür gesorgt, dass er "sein Recht bekommen" 
hat. Die Partei konnte sich also nicht durchsetzen. Sie 
nahm das aber nicht stillschweigend hin. 

Die folgende Auseinandersetzung um die Wiederzulas­
sung Schoenewalds als Notar wurde seitens der Partei 
auch darum gefiihrt, ihm auch wieder das Vertretungs­
recht als Rechtsanwalt zu nehmen. Und auch die Qualität 
der Auseinandersetzung war eine andere. Die rechtlich 

41 Siehe hierzu u.a. Hubert Schneider, Bochum 1 933: Die Situation 
auf dem Städtischen Schlacht- und Viehhofund die Geschichte der 
jüdischen Viehhändlerfamilie Block, in: Bert Becker/ Horst Ladema­
che (Hg), Geist und Gestalt im historischen Wandel. Facetten deut­
scher und europäischer Geschichte 1789-1 989. Festschrift fi.ir Sieg­
fried Bahne, Münster u.a. 2000, S. 33 1 -346. 
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relevante Frage, ob Schoenewald Frontkämpfer im Sinne 
des § 3 Berufsbeamtengesetz war, interessierte nicht 
mehr. Es ging allein um die Frage der nationalen Gesin­
nung. Die Partei wollte einen Mann wie Schoenewald 
ausschalten, als Notar und auch als Rechtsanwalt. Und 
alle juristischen Einrichtungen knickten ein: Weder der 
Bochumer Anwaltsverein, noch der Oberlandesgerichts­
präsident, der Oberstaatsanwalt und der Vorstand der 
Anwaltskammer in Hamm, die noch kurz zuvor alle 
Schoenewald die nationale Gesinnung bescheinigt hatten, 
wollten das im Zusammenhang mit dessen Wiederzulas­
sung zum Notariat bestätigen. Sie setzten sich nicht ein­
mal dafür ein, dass Schoenewald auf Grund des § 3 statt 
§ 4 als Notar entlassen wurde. Und diese Weigerung 
dieser Institutionen veranlasste Schoenewald schließlich, 
seinen Antrag auf Wiederzulassung als Notar zurückzu­
ziehen. Auflängere Sicht setzte sich also doch die Partei 
durch. In der Begründung, in sich widersprüchlich, darf er 
als Notar nicht mehr arbeiten, aber vorläufig noch als 
Rechtsanwalt. Aber wie wir wissen, war es nur eine Frage 
der Zeit, wann auch dies nicht mehr möglich war. 

Eine große Enttäuschung muss für Schoenewald das 
Verhalten des Landgerichtspräsidenten Broicher gewesen 
sein. Dieser enthielt sich in dem ganzen Verfahren jeder 
politischen Stellungnahme, Anweisungen aus Berlin und 
Hamm hinterfragte er nicht, sondern führte sie stets 
"pflichtgemäß" aus. Und dabei wäre es durchaus ange­
bracht gewesen, die Bestimmungen des Kerrl-Erlasses, 
die ja nicht rechtsverbindlich waren, zu hinterfragen, die 
"Gutachten" der lokalen und regionalen Parteigrößen, die 
offen zum Rechtsbruch aufriefen, scharf zu kommentie­
ren. Nichts hören wir von ihm. Berücksichtigen wir seine 
Biografie, so erweist sich Broicher als soldatische Per­
sönlichkeit, die Befehle empfangt und ausführt. Und 
Broicher stellt da natürlich keine Ausnahme dar. Die 
meisten dienstälteren Richter haben 1933 einen ähnlichen 
Werdegang, zeigen ähnliche Verhaltensweisen. Und da­
für, dass sich kaum ein Anwalt für die ausgestoßenen 
jüdischen Kollegen einsetzte, findet man eine zusätzliche 
Erklärung, wenn man berücksichtigt, wie sich die "ari­
schen Kollegen" um die Übernahme der Klienten der 
Anwälte jüdischer Herkunft bemühten, wenn man in den 
entsprechenden Akten nachliest, wie stark die Anzahl der 
Anträge junger Rechtsanwälte um die vorzeitige Zulas­
sung zum Notariat im Jahre 1 933 zunimmt, fast immer 
mit dem Verweis darauf, dass ja jetzt so viele Stellen frei 
würden. Aber auch eine andere Frage stellt sich neu: 
Wenn schon die obersten Rechtshüter 1 933 versagten, 
was kann man dann von der ganz normalen Bevölkerung 
erwarten? 
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Andreas Finke 

I Eine Hauptstraße i m  Bochumer 
Süden 

Die Geschichte der Kemnader Straße von den 
Anfängen der Chaussee bis zum Anschl uss an 
die Königsallee 

Einleitung 

Das Straßensystem war im Bochumer Süden bis Ende des 
1 9. Jahrhundert völlig unterentwickelt. Während im 
Raum Stiepel neben den unbefestigten Straßen des Dor­
fes vor allem Feld- und Waldwege existierten, fehlte es 
an überörtlichen Verbindungsstrecken, sodass die kleine 
Landgemeinde in gewisser Weise vom Umland abge­
schnitten war. Im Süden musste die Ruhr mühsam per 
Fähre überquert werden, und in Richtung Norden bestan­
den zwei nicht ausgebaute Anhindungen an Weitmar und 
Wiemelhausen/Querenburg. Deren Verlauf entsprach in 
etwa der heutigen Kemnader Straße sowie der Stiepeler 
Straße/Surkenstraße (siehe Abb. 1) .  

Dementsprechend verfUgte auch die Stadt Bochum nur 
über eine sehr schlechte Anhindung in den Süden des 
Landkreises Bochum, der zu dieser Zeit auch Teile von 
Hattingen, Wirten und Sprockhövel umfasste. Anfang der 
1 870er Jahre kam es im Landkreis erstmals zu Überle­
gungen, die unhaltbare Situation durch den Bau einer 
Chaussee vom Stadtgebiet über Stiepel und die Ruhr zu 
verbessern. Eine Brücke über den Fluss sollte dabei die 
Engpässe des leistungsschwachen Fährbetriebs beseiti­
gen. Auf Stiepeler Gebiet rückte damit zwangsläufig die 
alte Verbindung zwischen Haus Kemnade, dem Dorf und 
dem Stiepeler Höhenrücken ins Zentrum des Interesses. 
Bei der Weiter:fiihrung entschied man sich jedoch wohl 
auch aufgrund des ungünstigeren Verlaufs und der star­
ken Steigungen gegen die Strecke über die Stiepeler Stra­
ße. Der Weg über Weitmar war zwar länger, aber topo­
grafisch günstiger, durchlief ebenfalls Wiemelhausen und 
schloss mit dem Verlauf über die Markstraße eine weitere 
Gemeinde und die Zeche Carl Friedrichs Erbstollen mit 
em. 

Der Beitrag zeichnet die Geschichte dieses durch zahl­
reiche Schwierigkeiten und Verzögerungen begleiteten 
Bauprojektes nach. Der Blick richtet sich dabei über die 
Stiepeler Grenzen hinaus in die Nachbargemeinden sowie 
in die damalige Stadt Bochum, die allesamt am Chaus­
seebau beteiligt waren. Ergänzt wird die Darstellung um 
einige interessante historische Schlaglichter rund um den 
Ausbau dieser heutigen Stiepeler Hauptstraße. Den Ab-
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schluss bildet die Verlängerung der Königsallee südlich 
der Markstraße nach dem Zweiten Weltkrieg. Beide Stra­
ßen bedienen heute als L5 5 1  nicht nur den innerörtlichen 
Verkehr im Bochumer Süden, sondern haben auch eine 
bedeutende überörtliche Funktion. 

Abb. 1: Das Dorf Stiepel auf einer Gemarkungskarte 1885: 
Die spätere Chaussee zur Ruhr wird hier noch als " Vieh­
strasse " bezeichnet. 

Planung und Bau der " Chaussee von Zeche 
Carl Friedrich bis Steinenhaus"1 

Eine Funktion als Verbindungsstraße innerhalb der Ge­
meinde Stiepel von der Ruhr über Stiepel Dorf nach 
Weitmar war bei der heutigen Kemnader Straße schon 

1 Grundlage für dieses Kapitel sind einzelne Dokumente der Signatur 
A BI 1 56 im Stadtarchiv Bochum. Das "Steinenhaus" beherbergte 
lange Zeit die gleichnamige Wirtschaft an der heutigen Kreuzung der 
Verbindungsstraßen zwischen Blankenstein und Witten sowie zwi­
schen Stiepel und Sprockhövel, unmittelbar südlich von Haus Kem­
nade. Die ehemalige Steinkohlenzeche "Carl-Friedrichs Erbstollen" 
(Betrieb 1 825-1929) lag an der Kemnader Straße, südlich der Hein­
rich-König- und der Markstraße an der Roomersheide auf Stiepeler 
und Weitrnarer Gemeindegebiet 
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vor dem 19 .  Jahrhundert gegeben. Die erste Karte, auf der 
in etwa der Verlauf der heutigen Kemnader Straße durch­
gehend eingezeichnet ist, ist die sogenannte Preußische 
Gemeindekarte von 1 824. Wenn man hier von ,,Straße" 
spricht, ruft das vielleicht die falschen Vorstellungen 
hervor. Es war eher ein Feldweg, eine naturbelassene, 
unbefestigte Straße, die eine gewisse Übereinstimmung 
mit dem Verlauf der heutigen Kemnader Straße aufureist 
Allerdings war die Straße an ihrem südlichen Ende seit 
jeher durch die Ruhr begrenzt. Die Kemnader Brücke 
wurde erst im Jahr 1 928 fertiggestellt (dazu später mehr), 
bis dahin war die Benutzung einer Fähre notwendig. So­
mit konnte von einer echten überörtlichen Verbindung 
nicht die Rede sein. Wie wir sehen werden, ging die Pla­
nung dieser Verbindung aber nicht von der Gemeinde 
Stiepel aus, vielmehr haben die Gemeinden im Landkreis 
Bochum sowie die damalige Stadt Bochum die Notwen­
digkeit einer neuen Verbindung gesehen. 

in Stiepel" wird von "einer die Gemeinde Stiepel durch­
schneidenden Chaussee" gesprochen. Weiter heißt es: 
" Ueber die derselben zu gebende Richtung ergeben sich 
weitere Verhandlungen als nothwendig, welche bisher 
nicht stattgefunden haben, nunmehr aber aufgenommen 
worden sind'. Ein entscheidender Termin zur "Bespre­
chung des Projects eines Chausseebaus von Steinen­
haus über Stiepel und WiemeZhausen nach Bochum mit 
einer Abzweigung über Weitmar, Eppendorf und 
Höntrop" fand Ende September 1 873 statt, vorhermuss­
ten die beteiligten Gemeinden noch "Deputierte" wählen 
und entsenden. In diesem Termin wurde der Beschluss 
gefasst, die Vorarbeiten für den Ausbau der Chaussee zu 
beauftragen. Daraufhin wurde für den 9. Oktober 1 873 
durch "Kreisbauinspector Haarmann" eine Bereisung 
der geplanten Strecke organisiert und protokolliert. Ins­
gesamt 1 8  Personen, darunter insbesondere die beteilig­
ten Gemeinde- und Amtsvorsteher, prüften schließlich 

Abb. 2: Auf dem Luftbild aus den 1950er Jahren liegt mittig die Kemnader Straße mit 
dem sogenannten "Schreier 's Damm ", ein im Zuge des Chausseebaus angelegtes und 
nach dem damaligen Wirt der naheliegenden Wirtschaft im Volksmund so benanntes 
Dammbauwerk Rechts die ebenfalls als Damm angelegte Königsallee, die sich in 
Höhe der Straße "Im Haarmannsbusch " durch Stiepel schlängelt. 

mögliche Streckenführungen vor Ort. Im 
Protokoll heißt es: ,Jn Ausfiihrung eines 
[ . . .  ] in Bochum seitens verschiedener 
Gemeinde-Vertretungen und Interes­
senten gefaßten Beschlusses die Vorar­
beiten fiir eine Chaussee von Bochum 
über Stiepel nach Steinenhaus mit Ab­
zweigung nach Bahnhof Weitmar, Ep­
pendorf und Höntrop anfertigen zu 
lassen, hatte Unterzeichneter zur Be­
reisung der Strecke von Bochum nach 
Stiepel resp. Steinenhaus auf heute 
Termin angesetzt, zu welchem die 
nachstehend Bezeichneten eingeladen 
und erschienen waren. Die Bereisung 
nahm ihren Anfang in Bochum, und 
fand sich innerhalb des Stadtbezirks 
Nichts Erhebliches über die Trassie­
rung zu bemerken. Es wurde nur fest­
gesetzt, daß die Straße am Eisenbahn­
Uebergang der WiemeZhauser Straßi 

beginnen soll und die vorhandenen 
Krümmungen der alten Straße in der 
Hauptsache abgeschnitten werden 
sollen. Letzteres wurde auch fiir die 
Fortsetzung bis Dorf Wiemelhausen 
angemessen erachtet. [ . . . ] Von Zeche 
Carl Friedrich wurde die Straße in 
Gemeinschaft der Vertretung von Stie-
pel so wie verschiedener Interessenten 
in der Richtung aufSteinenhaus weiter 

Das erste Dokument, in dem vom Bau einer neuen 
Chaussee gesprochen wird, datiert auf den Anfang Okto­
ber 1 872. In einem Schreiben des ,,Landrathsamts­
Verwalter von Treyden" an die Gemeindevertretung 
Stiepel, konkret ,,An den H Sondermann und Genossen 
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begangen und allseitig die Beibehaltung des alten Weg­
es, unter Abschneidung einiger Krümmungen [ . . . ] 
zweckmäßig befunden."  

2 Heute Innenstadt am Hauptbahnhof. 
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Abb. 3: Festlegung der zu tragenden Kosten je Gemeinde zum Planungsstand 1877. 

Die Planungsunterlagen wurden in den folgenden an­
derthalb Jahren fertiggestellt, und Ende April 1 875 lud 
der Amtmann des Amtes Blankenstein zu einerwichtigen 
Sitzung mit "Beschlußnahme über den chausseemäßi­
gen Ausbau einer Straße von Steinenhaus über Stiepel, 
Wiemelhausen nach Bochum mit einer Abzweigung über 
Weitmar nach Eppendorf und Höntrop". Bei diesem 
Treffen waren 45 Personen anwesend. Neben den Vertre­
tern der beteiligten Ämter und Gemeinden waren dies die 
Direktoren der in den Gemeinden liegenden Zechen, der 
"Rittergutsbes. v. Berswordt Wallrabe zu Haus Weit­
mar" sowie der "Gutspächter Rhode für das Rittergut 
Haus Kemnade". Das Protokoll fasste das wesentliche 
Resultat zusammen: "Sämtliche Gemeinde-Vertretungen 
mit Ausnahme derjenigen von Buchholz u. Höntrop [ . . .  ] 
beschließen einstimmig, die Kosten des Chausseebaus 
nach dem vorliegenden Kosten-Anschlage auftubringen 
und den Bau gemeindeweise auszuführen. [ . . .  ] Wegen 
der künftigen chausseemäßigen Unterhaltung beschlie­
ßen die betheiligten Gemeinde-Vertretungen sich unter 
Abfassung von Statuten zu einem gemeinschaftlichen 
Verbunde zu vereinigen. [ . . .  ] Die erschienenen Vertre­
ter der interessierten Zechen stellten mit Ausnahme des 
Vertreters der Zeche Carl Friedrich die Entrichtung 
außerordentlicher Leistungen in Aussicht". In der fol­
genden Zeit wurde offensichtlich die Detailplanung ange­
passt, sodass sich bis zum Jahr 1 877 eine projektierte 
Gesamtlänge der Strecke von 1 3 .807 m ergab. Die kalku­
lierten Kosten lagen bei 225 .000 Mark, was 75 .000 Ta­
lern entsprach. Die einzelnen Gemeinden solltenjeweils 
den Anteil für die in ihrem Gemeindegebiet liegende 
Strecke tragen. Am 29. Januar 1 877 wurde die Aufteilung 
unter den vier beteiligten Gemeinden und der Stadt Bo­
chum festgelegt. Eppendorf und Höntrop hatten sich 
zwischenzeitlich wahrscheinlich aus Kostengründen aus 
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dem Projekt zurückgezogen. Mit einer Länge von rund 
6 km war der Stiepeler Anteil der mit Abstand größte. 

Diese Planung war jedoch nun auch der Gemeinde Stie­
pel zu teuer und technisch zu aufwendig, schlicht ausge­
drückt: eine Nummer zu groß. Beanstandet wurde insbe­
sondere der geplante Ausbau vom Steinenhaus bis Stiepel 
Dorf. Dabei liest sich die ursprüngliche Planung in einem 
"Erläuterungsbericht" recht wohlwollend und betont 
auch die überörtliche Bedeutung: "Die projektierte Stra­
ße bezweckt zunächst die bisher vom Verkehr fast ganz 
abgeschlossene Gemeinde Stiepel demselben zu er­
schließen. Sodann aber verbindet sie voraussichtlich 
die bereits fertig ausgebauten Wegstrecke von Zeche 
Carl Friedrich durch Weitmar nach Bochum [ . . .  ] mit 
der Straßenkreuzung Steinenhaus, von wo [ . . .  ] nach 
Elberfeld als auch nach Witten, Blankenstein und Hat­
fingen Chausseen führen, sodaß der projektierte Wege­
bau auch für den durchgehenden Verkehr von der größ­
ten Wichtigkeit ist. Der in 1 Y2 Kilometer Entfernung 
vom Dorfe Stiepel belegene BahnhofBlankenstein, wel­
cher bisher von Stiepel mangels jeder Verbindung 
überhaupt nicht erreicht werden konnte, wird durch 
diesen Wegebau mit Stiepel in direkte Verbindung ge­
bracht. [ . . .  ] Die Straße beginnt am Straßenkreuzungs­
punkt Steinenhaus, führt über BahnhofBlankenstein bis 
an die Ruhr, welche mittels einer Schiffbrücke von 100 
Meter Länge überschritten werden soll, von der an dem 
Gehöft des Hasenkamps vorbei und erreicht mit weni­
gen Biegungen die Hochebene, auf welcher das Dorf 
Stiepel liegt. Von hier geht die Straße unter Benutzung 
des vorhandenen öffentlichen Weges über den Bergrü­
cken der Haar, bei der Schule daselbst vorbei nach 
Zeche Carl Friedrich, wo sie in den vorhandenen Com­
munalweg nach Weitmar und Bochum einmündet. " 

Genau diese Planung brachte das gesamte Chaussee-
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Projekt im Jahr 1 878 zunächst ftir knapp zehn Jahre zum 
Erliegen. Dass öffentliche Projekte jahrelange Verzöge­
rungen haben, gab es also damals schon! Die genannte 
Brücke sollte mehr ein teures, überdimensioniertes und 
technisch aufwendiges Damm-Bauwerk werden, mit viel 
zu kleinen Durchlässen ftir die Schifffahrt. Nicht bedacht 
wurde auch, dass die adeligen Herren des Hauses Kem­
nade ein Fährrecht ftir sich reklamierten, was den Bau 
einer Brücke über Jahrhunderte verhinderte. Weil der 
Ausbau der Chaussee aber von übergeordnetem Interesse 
war, ordnete der Landrat im Oktober 1 878 in einem 
Schreiben an den Amtmann von Blankenstein an: "[ . . .  ] 
sind die Verhandlungen wegen ordnungsmäßigen Aus­
baues des Communalweges von Stiepel nach Bochum 
[ . . .  ] wieder auftunehmen [ . . .  ]falls die Gemeindevertre­
tung sich auchjetzt noch weigerlich verhältdenAusbau 
des erwähnten Communalweges vorzunehmen, derselbe 
im Zwangsverfahren zur Ausfiihrung gebracht werden 
wird." 

Großteil genutzte "Communalweg" verbreitert. Als neu 
erstellte Wegstrecke können insbesondere zwei Teilstü­
cke genannt werden: 
- Erstens von der heutigen Kreuzung mit der Brockhau­
ser Straße bis zur Kreuzung mit der Galgenfeldstraße/Am 
Brunen. Vorher stellte die heutige Düsterstraße die V er­
bindung in Richtung Norden dar. Für dieses Teilstück 
gaben die Besitzer entsprechende Flächen ab. Mit dem 
Neubau wurde die Straße begradigt und auf einen Damm 
gelegt. 
- Zweitens kam als vielleicht markantestes neues Teil­
stück die langgezogene 1 80°-Kurve auf dem Stiepeler 
Berg bei Haus Frische hinzu. So unglaublich es klingt, 
man kann z.B. auf der Preußischen Gemeindekarte aus 
dem Jahr 1 824 gut erkennen, dass vorher die heutige 
Steilstraße, die ihrem Namen alle Ehre macht, die Ver­
längerung der Wege aus Stiepel Dorf in Richtung Norden 
darstellte. Durch die Kurve wurde die erhebliche Steigung 
dieser Strecke herausgenommen. 

Es dauerte jedoch bis zum Jahr 1 887, 
eine überarbeitete Planung zu erstellen. 
Diese konzentrierte sich jetzt auf die 
Strecke von der Ortsgrenze Weitmar bis 
Stiepel Dorf, die Fortftihrung von Stie­
pel Dorfbis Steinenhaus wurde-vergli­
chen mit der vorherigen Planung - nur 
mit dem Notwendigsten berücksichtigt. 
Im Mai 1 887 wurde ein neuer "Kosten­
anschlag zur Erstellung einer Straße 
von Zeche Carl Friedrich durch das 
DorfStiepel nach dem Steinenhaus auf 
einer Länge von 6113, 0 m Länge" vor­
gelegt und schließlich auch umgesetzt. 
Zum V er lauf der Straße heißt es in den 
Planungsunterlagen u.a.: ,,Die Richtung 
der neuen Straße ist so gewählt, daß 
die alten Wege möglichst beibehalten 
wurden, der voraussichtliche Grund­
erwerb beläufe sich, trotzdem im Nach­
stehenden einzeln nachgewiesenen 

Abb. 4: Haus Frische oberhalb der seinerzeit neu erstellten Straßerifiihrung an der 
langgezogenen Kurve auf dem Stiepeler Höhenzug, Postkarte 1912. 

opulenteren Ausstattung der Straße bezüglich der Brei­
te der Banquets und Gräben sowie der Anlage der Bö­
schungen aufnoch nicht 300 Ar." Am 9. Juli 1 888 er­
folgte dann durch den Amtmann des Amtes Blankenstein 
die folgende öffentliche Bekanntmachung: ,,Der Ausbau 
des Weges von Zeche Carl Friedrich durch das Dorf 
Stiepel über die Ruhr nach Steinenhaus bei Bahnhof 
Blankenstein ist nunmehr endgültig beschlossen worden 
und sollen die Arbeiten schleunigst in Angriff genom­
men werden." 

Die Gemeinde Stiepel musste zur Ausftihrung der Ar­
beiten rund 30.000 m2 Grund und Boden erwerben. Zum 
einen war die Erstellung komplett neuer Teilstrecken 
notwendig, zum anderen wurde der vorhandene und zum 
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Darüber hinaus wurden einzelne Bereiche auf einen 
Damm bzw. in Einschnitte gelegt. Im bereits genannten 
"Kostenanschlag" aus dem Jahr 1 887 heißt es dazu: 
,,Der höchste Auftrag erreicht die Höhe von 4,5 m, der 
tiefste Einschnitt eine Tiefe von 3, 6m." Fertiggestellt 
wurde die neue Straße im Jahre 1 893, rund 20 Jahre nach 
Aufuahme der ersten Vorbereitungen. Über einen Ausbau 
der Strecke in Weitmar und Wiemelhausen finden sich in 
den Akten keine weiteren Dokumente, es ist aber davon 
auszugehen, dass die heutige Mark- und Wiemelhauser 
Straße zu diesem Zeitpunkt bereits fertiggestellt waren. 
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Abb. 5: Bochumer Stadtplan aus dem Jahr 1929. Neben der 
Kemnader Straße ist bereits die Vision der Königsallee­
Verlängerung in Richtung zur Ruhr gestrichelt eingezeichnet. 

Technische Aspekte des StraßenaufbauSJ 

Bezüglich der technischen Aspekte des Straßenaufbaus 
ist in den Akten dokumentiert, dass die neue Straße nach 
der über Jahrhunderte üblichen Belassung als oder 
Naturweg nunmehr mit einem befestigten Aufbau herge­
stellt wurde. Für Stiepel lässt sich festhalten, die 
erste überhaupt mit einem festen Aufbau versehene Stra­
ße die heutige Brackhauser Straße auf ihrem Abschnitt 
von der Kosterbrücke in Richtung Dorfkirche entlang der 
Ruhr war. Im Jahr 1 876 wurde sie auf einer Länge von 
1 ,9 km und mit einer Breite von 4,5 m ausgebaut. Viel­
leicht war die Nähe zur Ruhr und die damit verbundene 
Gefahr von Hochwasser der Anlass für diesen Ausbau. 
Im Jahr 1 909 werden in einem Verwaltungsbericht des 
Kreises Hattingen4 genau 1 3  solcher befestigter Straßen­
abschnitte für Stiepel benannt, einer davon ist die 
"Chaussee Carl-Friedrich-Kemnade", die heutige Kem­
nader Straße. Sie werden allesamt folgendermaßen be­
schrieben: "Die sämtlichen Wege sind durchweg mit 
Packlage u. Kleinschlag aus Sandstein; teilweise auch 
aus Hochofenschlacke befestigt und zum größten Teil 
mit gepjlasterten Seitenrinnen versehen." Für den Auf­
bau des Straßenquerschnitts findet sich für die projektier­
te Chaussee im oben genannten ,,Kostenanschlag" eine 
Skizze. Unter der Überschrift "Steindecke" stehen die 
Begriffe "Oberlage" ( 1 5  cm) und "Packlage" (20 cm). 

Weitere aufschlussreiche Informationen zur Art und zur 
Qualität des Straßenaufbaus der heutigen Kemnader 
Straße lassen sich zwei Vorgängen aus den Jahren 1 908 
(Übernahme der Chaussee durch den Kreis Hattingen) 
und 1929 (Anschaffung eines Sprengwagens durch die 
Gemeinde Stiepel) entnehmen, denn an der grundsätzli­
chen Bauweise hatte sich seit der Fertigstellung der 
Chaussee offensichtlich nichts verändert. Da die neue 
Chaussee nach Fertigstellung im Jahr 1 893 trotz der noch 

Abb. 6: Straßenaufbau der Chaussee, entnommen aus den Planungsunterlagen 1887. 
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3 Grundlage für dieses Kapitel sind einzelne Dokumente aus den 
Signaturen A BI 88, A BI 92, A BI 1 55,  A BI 1 56.  Stadtarchiv 
Bochum 
4 Verwaltungsbericht des Kreis-Ausschusses des Kreises Hattingen fiir 
das Jahr 1 909. Stadtarchiv Hattingen. 
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fehlenden Brücke als überörtliche Durchgangs- bzw. 
Verbindungsstraße anzusehen war, bestand sowohl auf 
Seiten der Gemeinde Stiepel als auch des Kreises Hattin­
gen das Interesse, die Zuständigkeit und den Unterhalt 
auf den Kreis Hattingen zu übertragen. Hierzu schlug der 
Kreistag des Kreises Hattingen am 1 8. Juli 1 906 Folgen­
des vor: ,,Der Kreis übernimmt die Unterhaltung derje­
nigen Chausseen und sonstigen, dem Durchgangsver­
kehr dienenden Wege, welche den [ . . .  ] Anforderungen 
entsprechen und sodann [ . . .  ] auf den Kreis übernom­
men sind, mit der Massgabe, dass seitens der beteilig­
ten Gemeinden ein Zuschuss in Höhe der Hälfte der 
vom Kreise auftuwendenden Unterhaltungskosten an 
diesen zu zahlen ist. [ . . .  ] mit der Uebernahme der 
Chausseen und Wege auf den Kreis verzichten die in 
Betracht kommenden Gemeinden auf die Chausseegeld­
Erhebung und verpflichten sich zur Lösung der Pacht­
verträge." 

Bevor es aber zur Übernahme kam, wurde die Chaus­
see besichtigt, anschließend wurde durch die "Kreiswe­
gebau-Commission" festgestellt: "Eine neue Decke ist 
erforderlich von der Ruhr bis Frische und von der ab­
gebrannten Schule bis zur Grenze. Die Gräben und 
Banketts sind zu reinigen. Im Uebrigen hat der Weg 
hinlängliche Breite und ist gut ausgebaut." Ohne auf 
die genannten Lokalitäten einzugehen bedeutete dies, 
dass die Gemeinde Stiepel zunächst fast die komplette 
Straßendecke erneuern musste, und das 
bereits rund 1 5  Jahre nach Fertigstellung 
der Straße! Für die beiden genannten 
Teilstrecken wurden 1 .400 m3 von ,,gutem 
Sandstein-Kleinschlag" sowie 1 .200 m3 
"Hochofenschlacken-Kleinschlag" öf­
fentlich ausgeschrieben. Die Straße hatte 
also auch nach dieser Sanierung noch kei­
ne Pflasterung, sondern war weiterhin ein 
Schotterweg I 

Herren der Gemeindevertretung auch an der Haupt­
straße5 wohnen und kein Zimmer lüften können bei die­
sem starken Autoverkehr, würden sie diesen begründe­
ten Antrag nicht abgelehnt haben. Wir Unterzeichneten 
der Hauptstraße stellen nunmehr noch einmal den An­
trag aus Gesundheitsrücksicht an die Vertretung und 
bitten diesem doch jetzt statt zu geben." 

Aus finanziellen Gründen lehnte die Gemeindevertre­
tung die Anschaffung zunächst ab, sodass sich der Vor­
gang bis zum Jahr 1929 zog. Zu einer Anfrage aus der 
Gemeindeversammlung schrieb die Gemeindevertretung 
Ende September 1 926 an die Kommunistische Fraktion 
Stiepel: ,,Da eine Sonntagsstrassensperre nicht zu er­
reichen ist, soll die Frage einer ausreichenden Stras­
senbesprengung erneut geprüft werden. Es soll festge­
stellt werden, ob eine Strassenbesprengung nach Fer­
tigstellung der Strassenbahn6 bis Frische und zur Kost­
erbrücke durch einen Motorwagen möglich ist und wie 
sich die Kosten einer solchen Besprengung im Gegen­
satz zu den Kosten einer Besprengung durch Fuhrwerk 
stellen würden." Die Staubbelastung muss so groß gewe­
sen sein, dass offensichtlich ein Sonntagsfahrverbot in 
Betracht gezogen wurde, auch das gab es damals schon! 
Erst im Jahr 1929 Jahren wurde durch die Gemeinde 
Stiepel ein Sprengwagen angeschafft, der die Straße bei 
Trockenheit benässte. Wahrscheinlich wurde die Kem­
nader Straße bereits in der zweiten Hälfte der 1 930er 

Nach Ausfiihrung dieser Arbeiten be­
schloss der Kreis-Ausschuss des Kreises 
Hattingen am 1 0. Januar 1 908 die Über­
nahme der Unterhaltung der Chaussee. 
Diese neu aufgetragene Straßendecke hatte 
dann etliche Jahre Bestand. Der beschrie­
bene, damals übliche Straßenbelag machte 
der Bevölkerung durch Staubentwicklung 
bei Trockenheit arg zu schaffen. Ein Be­
schwerdebrief zahlreicher Anwohner an 
die Gemeindevertretung vom April 1 924 

Abb. 7: Der Stiepeler Sprengwagen auf der Kreuzung Kemnader-/Haarstraße, 
nach 1930. 

formulierte die Zustände der Straßenbeschaffenheit rela­
tiv deutlich. ,Jm vorigen Jahr ist von der Sozialdemo­
kratischen Fraktion in der Gemeindevertretung der 
Antrag gestellt worden die Beschaffung eines Spreng­
wagens welches aber leider abgelehnt worden ist, mit 
der Begründung wegen der hohen Kosten. Würden die 
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5 "Hauptstraße" war der Name der Kemnader Straße bis zur Einge­
meindung Stiepels nach Bochum im Jahr 1 929. 
6 Die von Bochum über die Markstraße kommende Straßenbahnlinie 
endete bis 1 926 an der Zeche Kar! Friedrich. Die Verlängerung der 
Linie über die Kemnader- und KosterstraBe auf der Strecke Zeche 
Karl-Friedrich - Stiepel Gemeindehaus - Remichshütte - Hattingen 
mit einem Abzweig Stiepel Gemeindehaus - Haus Frische wurde im 
Dezember 1 926 eröffuet. 
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Jahre gepflastert, sodass diese Maßnahme überflüssig 
wurde. 

Jahr 1961  heißt, bezogen auf die Kreuzung der Kemnader 
Straße in Stiepel Dorf: "Hier wird Stiepel vom Verkehr 
gefährlich geplagt, denn die Kreuzung ist nicht nur eng, 

sondern zu allem noch hin- und herge­
wunden. Ein Wunder fast, daß es hier 
nicht täglich Unfälle gibt." Leider 
mussten der besseren Straßenilihrung 
wegen mehrere Fachwerkhäuser des 
historischen Ortskerns 
wodurch sich der ursprüngliche Dorf­
charakter veränderte. In etwa gegenüber 
der Einmündung Steilstraße wurde ein 
weiteres Fachwerkhaus abgerissen. 

Chausseegelderhebungsstellen7 

Abb. 8: Historische Stiepeler Ortsmitte (Stiepel Dorf) mit der Kreuzung der Kem­
nader mit der Brackhauser Straße, 19 56. Die beiden linken Fachwerkhäuser wurden 
zur Verbreiterung der Kemnader Straße abgerissen. 

Im Jahr 1 902 wurde auch in Stiepel 
etwas eingefiihrt, was zu jener Zeit 
durchaus üblich war: das Chausseegeld. 
Die Benutzung der heutigen Kemnader 
Straße wurde ftir den Waren- und Perso­
nenverkehr im "Transit" kostenpflichtig. 
Genau das, was heutzutage als Maut viel 
diskutiert wird, wurde durch Beschluss 
der Gemeindevertretung öffentlich aus­
geschrieben und an zwei Wirte verpach­
tet. 

Abb. 9: Musste der Verbreiterung nach 19 50 weichen: Fachwerkhaus gegenüber der 
Einmündung der Steilstraße in Stiepel. Das "Ersatzhaus " steht bereits dahinter. 

Im März 1 902 entstanden zwei 
"Chausseegelderhebungsstellen", so 
die offizielle Bezeichnung, in zwei Wirt­
schaften, jeweils an beiden Enden der 
Straße. An der Ortsgrenze nach Weitmar 
war dies die Wirtschaft von August 
Hellmich an der Ecke Krockhausstraße. 
Das Gebäude existiert nicht mehr, heute 
steht dort das Haus Kemnader Straße 
42. In Stiepel-Dorf fungierte die Wirt­
schaft von Heinrich Haarmann­
Thiemann als Chausseegelderhebungs­
stelle. Das Fachwerkhaus an der Ecke 
Brackhauser Straße, unmittelbar an der 
heutigen Bushaltestelle "Stiepel Dorf' 
ist heute das Haus Kemnader Straße 
472. (Siehe Abb. 1 0  auf der folgenden 

Spätere bauliche Veränderungen 

In den 1 950er/ 1960er Jahren kam es zu zwei nennens­
werten Veränderungen des Straßenverlaufs. Durch den 
anwachsenden Verkehr war die relativ enge Straßenftih­
rung nicht mehr tragbar, sodass der Verlauf an zwei Stel­
len begradigt wurde. In einem Zeitungsbericht aus dem 
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Seite.) 
Die wesentlichen Passagen der zwei Verträge lauteten: 

- "Die Gemeinde Stiepel verpachtet dem Wirth August 
Hellmich die ihr zustehende Berechtigung zur Erhe­
bung des Chausseegeldes auf der von Zeche Carl 
Friedrich nach Dorf Stiepel fiihrenden Communal-

7 Grundlage fiir dieses Kapitel sind Dokumente der Signatur A B1 67. 
Stadtarchiv Bochum. 
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Chaussee auf die Dauer von I Jahr, beginnend mit dem 
I.  März I902 [ . . .  ] Diejährlich zu zahlende Pachtsum­
me beträgt I200 Mark." 
- "Die Gemeinde Stiepel verpachtet dem Wirth Heinr. 
Haarmann-Thiemann die ihr zustehende Berechtigung 
zur Erhebung des Chausseegeldes auf der von Stiepel­
Dorf nach Steinenhaus führenden Communal-Chaussee 
auf die Dauer von I Jahr, beginnend mit dem I.  März 
I902 [ . . .  ] Die jährlich zu zahlende Pachtsumme beträgt 
280 Mark." 

1 9. Jahrhunderts eine Brücke bei Haus Kemnade über die 
Ruhr zu errichten, waren erfolglos verlaufen. Die adeligen 
Herren des Hauses Kemnade konnten regelmäßig die 
untrennbar mit Haus Kemnade verbundene Fährgerech­
tigkeit für sich reklamieren. Der seinerzeitige Eigentümer 
des Hauses Kemnade, "Herr von Berswordt-Wallrabe 
auf Haus Weitmar" richtete nach Fertigstellung der 
Chaussee eine sogenannte Gierfahre ein, ein an einem die 
Ruhr überspannenden Seil gezogener Kahn. Es stand für 
die Personenbeförderung ein Kahn und für Fuhrwerke 
eine sogenannte größere Ponte zur Verfügung. Bedingt 

Abb. 1 0: Die ehemalige Chausseegelder hebungsstelle 11 in Stiepel Dorf an der Kreu­
zung Kemnader Straße/Brackhauser Straße. 

durch regelmäßige Schwierigkeiten des 
Fährbetriebs bei Hochwasser und das 
gestiegene Verkehrsaufkommen wuchs 
der Druck durch die Bevölkerung sowie 
die Gewerbe- und Handeltreibenden, 
endlich eine Brücke zu errichten. Auf die 
Historie der zahlreichen rechtlichen 
Streitigkeiten mit den adeligen Herren 
das Hauses Kemnade einzugehen, würde 
den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen. 
Wohl erstmalig im Jahr 1 903 deutete der 
Gutsbesitzer die Möglichkeit an, gegen 
Zahlung einer jährlichen Entschädigung 
auf sein Fährrecht zu verzichten, nur auf 
deren Höhe konnte man sich nicht eini­
gen. Ungeachtet der Tatsache, dass kei­
ne Übereinkunft erzielt werden konnte, 
verfolgte die Stiepeler Gemeindevertre­
tung mit Unterstützung des Amtes 
Blankenstein ihren Brückenplan weiter, 

Die zu kassierenden Tarife waren durch ministeriellen 
Erlass vom 29. Februar 1 840 geregelt. Das Chausseegeld 
wurde bis zum Jahr 1 908 erhoben und dann im Zusam­
menhang mit dem Übergang der Chaussee auf den Kreis 
Hattingen wieder abgeschafft. Das Chausseegeld betrug 
zum Beispiel für "Kraftwagen zum Fortschaffen von 
Personen mit mehr als 4 Sitzplätzen" 20 Pfennig und für 
,,Kraftwagen zum Fortschaffen von Lasten" mit Ladung 
30  Pfennig, leer 1 5  Pfennig. Hinweise auf die jährlichen 
Gesamteinnahmen oder die Anzahl der zahlungspflichti­
gen Fahrten liegen nicht vor. 

Bau der Kemnader Brücke8 

Wie beschrieben endete die 1 893 fertiggestellte Chaussee 
unmittelbar an der Ruhr. Mehrfache Versuche der Ge­
meinden Stiepel und Blankenstein, im Laufe des 18 .  und 

8 Wesentliche Infonnationen entnommen und zusammengefasst aus 
dem Abschnitt "Der Weg über die Ruhr" aus: Ellen und Kari-Heinz 
Breitenbach, Blankenstein an der Ruhr, Hattingen 2006. 
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ein entsprechender Beschluss wurde im Jahr 1 9 1 0  ge­
fasst. 

Zur Finanzierung einer Brücke schlossen sich die anlie­
genden Gemeinden 19 12  zu einem Verband zusammen, 
bis 1 9 14  wurden erste Genehmigungen eingeholt. Doch 
dann wurde das Brückenbauprojekt durch den Ausbruch 
des Ersten Weltkriegs gestoppt und erst im Jahr 1 925 
fortgesetzt. Das Problem des Fährrechts hatte sich zwi­
schenzeitlich dadurch gelöst, dass die Stadt Bochum im 
Jahr 1 92 1  Haus Kemnade erworben hat. Im Jahr 1 926 
begann der Bau der Brücke, die Einweihung erfolgte am 
1 8. Juni 1 928. Somit kann man bei der Kemnader Straße 
erst ab diesem Zeitpunkt von einer echten überörtlichen 
Verbindung sprechen. Kurz vor dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs, im April 1 945, wurde die Brücke von deut­
schen Truppen beim Rückzug gesprengt. Die wiederauf­
gebaute Brücke wurde am 27. Mai 1 950 eingeweiht und 
in den fünf dazwischenliegenden Jahren der alte Fährbe­
trieb wieder eingerichtet. Es ist überliefert, dass der V er­
kehr durch Stiepel hindurch tatsächlich anwuchs, und 
zwar solange, bis in den 1 970er Jahren die Autobahn 
A 43 fertiggestellt wurde und eine deutlich schnellere 
Durchquerung Bochums bot. 
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schrift des Hofes lautet Haarstraße 1 9, 
in unmittelbarer Nähe des Ende 20 1 2  
dem Verkehr übergebenen Kreisverkehrs 
an der Kreuzung Königsal­
lee/Haarstraße. Das Land wurde im Jahr 

Abb. 1 1: Die wieder aufgebaute Kemnader Brücke während der Einweihungsfeier 
1950. Im Vordergrund die Kahnfähre, mit der der Personenverkehr während der 
Bauphase aufrechterhalten wurde. 

1 938  abgegeben, hiervon zeugt 
tungartikel unter der Überschrift ,,Die 
Zeit steht nicht still! Stiepel im 
funk- Ein Hof weicht dem technischen 
Fortschritt". Darin heißt es: "Unlängst 
weilte der rote Aufnahmewagen des 
Reichssenders Köln in Stiepel, um in 
der Abschiedsstunde eines vielhundert­
jährigen Erbhofes von seiner ertrag­
reichen Scholle zugegen zu sein. Der 
uralte Haarmannshof wird aufgelöst, 
weil das Leben des neuen Deutschen 
Reiches seine ./

{
cker für andere Zwecke 

fordert. Auf den Feldern, auf denen bis 
jetzt der Pflug seine tiefen Furchen zog, 
werden sich zukünftig zwei bedeutende 
Verkehrsstraßen hinziehen. Auf den 
Äckern in unmittelbarer Nähe des Erb­
hofes wird in Zukunft der Schnittpunkt 
zweier wichtiger Straßen sein." 

Abb. 12: Baustelle Königsallee/Einmündung in die Kemnader Straße, November 
1952. 

Der Bau der Trasse südlich der 
Markstraße wurde im Jahr 1 93 9 begon­
nen, jedoch durch den Ausbruch des 
Zweiten Weltkriegs unterbrochen. Wäh­
rend des Krieges wucherte die Trasse 
zunächst zu. Für den Weiterbau wurde 
für den zu errichtenden Damm teilweise 
Schutt aus den Bochumer Kriegstrüm­
mern verwendet. Die Fertigstellung der 
Einmündung in die Kemnader Straße 
erfolgte ca. Ende 1 952/Anfang 1 953 .  
Damit war die Funktion als überörtliche 
Verbindungsstraße deutlich verbessert. 
Durch die Inbetriebnahme der Königsal­
lee verlagerte sich auch der Verkehr in 
Richtung Bochum, denn nun musste, 
von Süden kommend, nicht mehr der 
Umweg über Weitmar und die 
Markstraße genommen werden. 

Fertigstellung und Anschluss der Königsallee 

Die Königsallee war vor dem Zweiten Weltkrieg aus 
Bochum heraus in Richtung Süden bis zur Markstraße 
fertiggestellt, die Verlängerung bis nach Stiepel war in 
Planung. Das zum Bau notwendige Land gehörte zu ei­
nem großen Teil zum Haarmannshof, insbesondere süd­
lich der Straße Im Haarmannsbusch. Die heutige An-
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Der Anschluss der Königsallee an die 
Kemnader Straße war eigentlich nur ein Provisorium, 
denn es bestanden zu diesem Zeitpunkt bereits Pläne für 
den Weiterbau bis nach Herbede. In den 1 960er und 
1 970er Jahren wurden hierzu mehrere Varianten disku­
tiert. Alle hätten für Stiepel gravierende Veränderungen 
bedeutet, entweder durch Tunnel, Brücken oder breite 
Einschnitte in die Landschaft, um den Höhenzug des 
Henkenbergs und die Hänge in Richtung zur Ruhr zu 
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Abb. 13: Der fertiggestellte Anschluss der Kemnader Straße an die Königsallee, 
1953. 

überwinden. Letztendlich hat sich das Provisorium als 
Dauerlösung etabliert. In zwei offiziellen Stadtplänen der 
Stadt Bochum, und zwar aus den Jahren 1 929 (siehe 
Abb. 5) und 1 966 waren bereits in gestrichelter Form 
dargestellte Verlängerungen der Königsallee eingezeich­
net! 

Quellen und Literatur 
Stadtarchiv Bochum, Bestand Amt Blankenstein, Signatur ABl 
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Stefan Pätzold 

I Vita ecclesiastica - vita rel i g i osa 

Kirche und rel igiöses Leben im Spiegel der 
mittelalterlichen U rkunden Bochums1 

Am 5. November 14 14  eröffhete Johannes XXIII., einer 
der drei damals gleichzeitig amtierenden Päpste der ka­
tholischen Kirche, in der Reichsstadt Konstanz ein Kon­
zil, also eine allgemeine Synode des Abendlandes - oder, 
wie es die Süddeutsche Zeitung 2014 formulierte: "eine 
Mischung von UN-Vollversammlung, Gelehrtensympo­
sium und Oktoberfest". Geschlossen wurde dieser "größ­
te Kongress des Mittelalters" erst wieder am 22. April 
1 4 1 8. Tatsächlich hatte man viel zu tun: Das Große 
Abendländische Schisma musste beendet und die Einheit 
der Kirche wiederhergestellt, sodann die Kirchenreform 
vorangetrieben und Fragen des Glaubens, etwa in der 
Sakramentenlehre und der Ketzerbekämpfung (Stichwör­
ter: Jan Hus und John Wyclif), beantwortet werden.2 

Gleichwohl blieb den anwesenden hohen Geistlichen 
noch Zeit, den Bitten der um ihr Seelenheil bangenden 
Gläubigen und der auf bessere Einnahmen hoffenden 
Kleriker nachzukommen. So stellten sechs Kardinäle im 
Auftrag Papst Johannes' XXIII., wie Franz Darpe etwas 
umständlich formuliert, ,,zur Hebung der St. Peters­
Kirche in Bochum fiir eine Reihe von Festtagen des 
Jahres den Besuchern jener Kirche, welche nach reu­
mütiger Beichte an der Prozession, worin das berühmte 
Marienbild jener Kirche herumgetragen wird, teilge­
nommen und fiir diese Kirche oder das Marienbild 
spenden, einen Ablaß" in Aussicht.3 Darüber wurde un­
ter dem Datum des 6. März 14 15  eine aufwändig gestal­
tete und mit einem Initialbild versehene Urkunde ausge­
stellt. (Siehe Abbildung auf der folgenden Seite.) Diese 
so genannte Sammelindulgenz verbindet ganz handgreif­
lich das kleine Bochum mit dem großen Konzil und die 
Glaubensnöte der Menschen, die auf einen Nachlass zeit­
licher Strafe vor Gott für Sünden, deren Schuld schon 
getilgt ist, hoffen, mit den großen Themen der Kirche im 
späten Mittelalter. 

Aus Urkunden wie dieser, aber auch den vielen so ge­
nannten Privaturkunden jener Epoche, kann man nun eine 

1 Vortrag, der am 2 1 .  Mai 20 15  anlässlich der Eröffuung der Ausstel­
lung "Fenster zur Vergangenheit. Bochums mittelalterliche Urkun­
den" im Bochumer Zentrum fUr Stadtgeschichte gehalten wurde. Der 
Text ist nur mit den nötigsten Nachweisen versehen. 
2 Hierzu erschöpfend: Badisches Landesmuseum (Hg.), Das Konstan­
zer Konzil 1 4 1 4-1 4 1 8. Weltereignis des Mittelalters, 2 Bde., Darm­
stadt 201 3 .  
3 Franz Darpe, Geschichte der Stadt Bochum, Bochum 1 894 
(ND 1 99 1), Urkundenanhang Nr. 36, S. 30*. 
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Menge über das mittelalterliche Bochum sowie seine 
Bewohnerinnen und Bewohner erfahren, und zwar sowohl 
über ihren Alltag als auch über ihren Glauben. Und weil 
in vielen Urkunden Stiftungen für das Bochumer Gottes­
haus, nämlich die damalige Peters- und heutige Propstei­
kirche, festgeschrieben wurden, lernt man zugleich noch 
Manches über das kirchliche und religiöse Leben der 
märkischen Minderstadt Zur Sprache kommen dorti­
gen Kapellen und Altäre, die an ihnen tätigen Geistlichen, 
die Stiftungen der Gläubigen für das Seelenheil der Le­
benden wie der Toten, ein wundertätiges Marienbild, 
Messen und Prozessionen, fromme Frauen und bettelnde 
Mönche. Auch das Testament eines Vikars von 1 508 ist 
überliefert. Bochums mittelalterliche Urkunden erweisen 
sich somit als Fenster zu einer vielgestaltigen Vergan­
genheit des Ortes.4 

1. Überlieferung und Inhalte: Urkunden als 
Quellen zur Bochumer Stadtgeschichte 

Da in der kleinen Stadt am Hellweg - anders als bei­
spielsweise in der freien Reichs- und Hansestadt Dort­
mund - weder historiographische Notizen gemacht oder 
gar ganze Geschichtswerke verfasst beziehungsweise 
liturgisches oder administratives Verwaltungsschriftgut 
in Form von Amtsbüchern angelegt wurde und schlech­
terdings auch keine bildliehe Überlieferung aus dem Mit­
telalter zur Verfugung steht, ist man ganz auf die Bo­
chumer Urkunden angewiesen. 5 Gegenwärtig sind aus der 
Zeit bis zum Stadtbrand im April 1 5 1 7  insgesamt 1 56 
Bochum betreffende Urkunden in einschlägigen Publika­
tionen ediert beziehungsweise regestiert: Franz Darpe 
erwähnt im Anhang seiner "Geschichte der Stadt Bo­
chum" von 1 889/1 894 1 50 Stücke, und Dieter Scheler 
trägt in einer vor nicht allzu langer Zeit erschienenen 
Veröffentlichung sechs weitere nach. 6 

Die in Bochum verwahrte Überlieferung setzt mit einer 
Urkunde GrafEberhards li. von der Mark ( 1278- 1 3 08) 
vom 8. September 1 298 für einige Bewohner Bochums 
("cives in Bouchem") ein, die ihm für Grundstücke, wel­
che zum dortigen Schultheißenhof des Märkers gehörten, 

4 Hierzu: Stefan Pätzold, Bochum, der Hellwegraum und die Graf­
schaft Mark im Mittelalter. Einleitende Bemerkungen, in: ders. (Hg.), 
Bochum, der Hellwegraum und die Grafschaft Mark im Mittelalter 
(Schriften des Bochumer Zentrums für Stadtgeschichte, Bd. 2), Biele­
feld 2009, S. 9-15 .  
5 AusfUhrliehe Anmerkungen und Nachweise zum ersten Kapitel sind 
zu finden bei: Stefan Pätzold, Von Brief und Siegel. Bochums mittel­
alterliche Urkunden-Anmerkungen zu Bestand und Forschungsper­
spektiven, in: Märkisches Jahrbuch für Geschichte 1 12 (20 12), S. 44-
65. 
6 Dieter Scheler, Urkunden zur mittelalterlichen Geschichte Bochums 
aus den klevischen Registern, in: Bochumer Zeitpunkte 19 (2007), 
s. 25-35. 
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abgabepflichtig waren. Die Zusammensetzung des natu­
ra1en Erbzinses wird in diesem Stück, dem einzigen zum 
Bochum des 1 3 .  Jahrhunderts, jeweils detailliert festge­
legt. Aus dem 1 4. Jahrhundert stammen sodann 26 Ur­
kunden zu Bochumer Belangen, darunter jene oft disku­
tierte des Grafen Engelbert II. von der Mark ( 1308-1328) 
vom 8. Juni 1 32 1 ,  die gerne, aber zu Unrecht als Stadt­
rechtsprivileg gedeutet wird.7 Zwischen 1400 bis 1 499 
entstanden ferner 1 1 5 und von 1 500 bis zum Stadtbrand 
im April 1 5 1 7  schließlich weitere 1 4  Stücke. Die weitaus 
meisten Urkunden, nämlich 1 25,  liegen als Ausfertigun­
gen, lediglich 3 1  Stücke als Abschriften vor. Von den 
Originalen wiederum werden 98 im Archiv der Bochumer 
Propsteikirche St. Peter und Paul und bloß 14  im Stadtar­
chiv - Bochumer Zentrum fiir Stadtgeschichte verwahrt. 
Wenigstens dreizehn Urkunden und damit weniger als 

7 Stefan Pätzold, "Die eigentliche Zeit, da der Ort eine Stadt gewor­
den". Bochums Stadtwerdung im Spätmittelalter, in: Pätzold, Bochum 
(wie Anm. 4), S.  43-72. 
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ein Zehntel der Stücke - sind ganz oder teilweise in latei­
nischer Sprache verfasst, die anderen in Mittelnieder­
deutsch. 

Als Aussteller treten die Bürgergemeinde beziehungs­
weise ihre Amtsträger überhaupt nur mehr in zwei Ur­
kunden in Erscheinung, deren eine - allerdings ohne Sie­
gel -noch im Original vorliegt, während die andere ledig­
lich abschriftlich in einem Register der Grafen und Her­
zöge von Kleve und Kleve-Mark überliefert ist. Weitere 
Urkunden, die man namens der Kommune ausfertigte, 
fehlen. Stattdessen begegnen in zahlreichen Bochum 
betreffenden Urkunden geistliche und weltliche Fürsten 
des Reichs (unter ihnen ein Kölner Erzbischof, mehrere 
Grafen von der Mark sowie Herzöge von Geldern und 
von Kleve-Mark), Klerikerund geistliche Institute sowie 
einige landesherrlich-märkische Amtsträger als Ausstel­
ler. Die Mehrzahl der Stücke, nämlich insgesamt 1 19 
Urkunden, wurde indes im Auftrag von mehr oder weni­
ger bedeutenden Personen über Vorgänge der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ausgefertigt, die man um der größeren 
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Rechtssicherheit willen vor unterschiedlichen Bochumer 
Gerichten (darunter dem Hof-, ,Stadt- ' oder Freigericht) 
verhandelte. 

Die spätmittelalterliche Bochumer Bürgergemeinde war 
an diesen ,privaten' ,  also Familien-, Kauf- oder Pfandsa­
chen sowie Stiftungen betreffenden Rechtsgeschäften 
kaum beteiligt, wie sie überhaupt, unabhängig vomjewei­
ligen Rechtsinhalt, nur selten als Empfängerin in den 
überlieferten Schriftstücken erscheint. Zu Recht vermutet 
Karl Brinkmann daher, dass die meisten für Bochum 
ausgefertigten Urkunden 1 5 1 7  mit dem Rathaus ver­
brannt sind. Hingegen kann seine Behauptung, dass auch 
die "Kirchenkiste" in Mitleidenschaft gezogen worden 
sei, angesichts der noch heute im Pfarrarchiv der 
Propsteikirche vorhandenen Urkunden nicht zutreffen. 8 

Wie dem auch tatsächlich gewesen sein mag: Die erhalte­
nen ,Bochumer Urkunden' bieten nur in sehr begrenztem 
Maß Nachrichten zur mittelalterlichen Stadt und ihrer 
,Verwaltung' .  Immerhin lassen sich ihnen die Namen 
mancher kommunaler Amtsträger entnehmen. Über das 
politische Selbstverständnis der Bürgergemeinde erlau­
ben die erhaltenen Urkunden allerdings kaum nennens­
werte Aufschlüsse. 

Sieht man von den zahllosen Einzelinformationen zu 
Menschen und Gütern ab, sind es vornehmlich vier The­
menbereiche, zu denen die Bochum betreffenden Urkun­
den durch die Nennung von Ausstellern und Empfängern, 
Rechtsinhalt und Beglaubigungsmitteln Nachrichten lie­
fern: zunächst die Bürgergemeinde, ihre Amtsträger und 
,Institutionen' ;  sodann die in Bochum tagenden Gerichte; 
ferner die Bochumer Pfarrkirche und andere geistliche 
Einrichtungen sowie schließlich die führenden Familien 
in Stadt und Umland. Diese Aspekte sind hier nun nicht 
nach eigenem Anspruch zu behandeln; vielmehr müssen 
einige Anmerkungen genügen. 

Erstens: Eine chronologische Zusammenstellung der 
verfassungsgeschichtlichen Daten, der Personen und 
Ämter sowie der üblicherweise von ihnen erledigten Auf­
gaben ist anhand der vorhandenen Urkunden durchaus 
möglich. Pranz Darpe hat hierzu bereits grundlegende 
Vorarbeiten geleistet. So gab es in dem Ort, dessen Be­
wohner 1 298 als "cives" begegnen, wohl um 1380 ,,Rats­
leute" und zwei Bürgermeister, obgleich letztere erst zu 
1 407 sicher belegt sind. Den Reihen der Bürger ent­
stammten zudem die 1 32 1  erstmals erwähnten Schöffen, 
die den grund- bzw. stadtherrlichen Hofschultheißen 
immer dann zur Seite traten, wenn es galt, die Marktauf­
sicht auszuüben oder in Strafrechtsfällen zu entscheiden. 
Darüber hinaus kann man das Vorhandensein eines oder 
mehrerer städtischer Büttel auch schon fiir jene frühe 
Epoche der Bochumer Stadtgeschichte annehmen, selbst 

8 Kar! Brink:mann, Das Schriftwesen der Stadt Bochum bis zur Mitte 
des 17 .  Jahrhunderts und das Eindringen der hochdeutschen Schrift­
sprache, Bochum-Langendreer 1 936, S. 4.  
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wenn sie nicht ausdrücklich in den Quellen erwähnt wer­
den. Mit "Johann dem Schreiber" wird zum Jahr 1 359 
erstmals ein solcher in Bochum genannt. Nach 1465 wur­
de dieser offenbar noch durch eine zweite Kraft unter­
stützt, bei der es sich um den Vikar und Schulmeister 
Johann Varentrap handelte, dessen Testament aus dem 
Jahr 1 508 vorliegt. 

Zweitens: Die in Bochum tagenden Gerichte in 
den überlieferten Urkunden zu Materien der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit Spuren hinterlassen. Es handelte sich 
dabei um das aus dem Hofes- bzw. Schultheißengericht 
hervorgegangene, sogenannte Stadtgericht, das zunächst 
im Schultenhofund später im Rathaus tagte, sodann um 
das Gericht des Richters des märkischen Amtes, das in 
der Rentei dingte, sowie schließlich um das Gericht des 
Bochumer Freigrafen, das außerhalb der Stadt im Baum­
garten vor dem Bongerstor (Bongardstor) zusammentrat. 
Eine sorgfältige Durchsicht der Quellen erbrächte gewiss 
noch manche Erkenntnis über die Richter, Schöffen und 
Schreiber, die Kompetenzen der jeweiligen Gerichte, das 
Verfahren und die ihm zugrundeliegenden Normen sowie 
über die Materien und Instanzen, zumal dann, wenn man 
sie in den westfälischen Kontext einordnete. 

Drittens: Als Aussteller der Bochumer Urkunden oder 
wenigstens im Kontext der Rechtsgeschäfte begegnen uns 
zahlreiche Bochumer Bürgerinnen und Bürger sowie 
Niederadlige, deren Rittersitze in Bochums Umgebung 
lagen. Die Erfassung ihrer Erwähnungen dürfte einen 
wichtigen Beitrag zur Erforschung der lokalen adligen 
bzw. bürgerlichen Führungsschicht in Stadt und Umland 
ermöglichen. 

Viertens: Schließlich wäre zusammenzutragen, was die 
,privaten' Urkunden der Bachurnerinnen und Bochumer, 
deren Mehrzahl ja wohl damals wie heute in der Propstei­
kirche beziehungsweise deren mittelalterlichem Vorgän­
gerbau aufbewahrt wurden, an Nachrichten über das Got­
teshaus und die an ihm tätigen Geistlichen überliefern, 
waren doch gerade die Pfarrer, Vikare, Aharisten und 
Messner die häufig genannten Begünstigten der für die 
Petruskirche ausgestellten Urkunden. Vorteilhafte 
Rechtsgeschäfte und mehr oder weniger großzügige Stif­
tungen sorgten fiir eine überdurchschnittlich gute wirt­
schaftliche Ausstattung des Gotteshauses und der Mehr­
zahl der an ihr tätigen Geistlichen. Über die verschiede­
nen Aspekte der Stiftungen und die Stifter bieten die 
Urkunden ebenfalls Auskunft, ferner über die in ihnen 
erwähnten weiteren geistlichen oder karitativen Einrich­
tungen Bochums, wie etwa die um 1 3  25 gegründete T er­
minei der Dortmunder Dominikaner vor der "Slotenpor­
te" (dem Hellwegtor) oder das 1438 ins Leben gerufene 
und als , Gasthaus' bezeichnete Hospital für Arme und 
Elende. 
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2. Vita ecclesiastica: Die Pfarrkirche als Mit­
telpunkt religiösen und städtischen Lebens 

Das heutige Bochum ist eine Großstadt; die mittelalterli­
che Siedlung gleichen Namens war hingegen klein. ,Bo­
chum' meint hier alleinjenen Ort, den man im Mittelalter 
unter diesem (oder einem ähnlich lautenden) Namen 
kannte; nach heutigen Begriffen handelte es sich dabei 
lediglich um das - im Schatten der Propsteikirche gelege­
ne - Zentrum der modernen Ruhrgebietsstadt Die erste 
schriftliche Erwähnung dieser Bochumer Pfarrkirche, die 
während des Mittelalters allein dem heiligen Petrus ge­
weiht war (der heilige Paulus begegnet als ihr Patron 
nicht vor 1 522), stammt aus dem 12.  Jahrhundert.9 Man 
findet sie in einer um 1 1 60 entstandenen Auflistung der­
jenigen Gotteshäuser, die dem Kloster Deutz Zins zu 
entrichten hatten. In frühere Zeiten verweisen allein Bo­
denfunde auf dem Baugrund der 1 888 in den Rang einer 
Propsteikirche erhobenen Pfarrkirche St. Peter und Paul, 
die in die karolingische Zeit datiert werden. Die weitere 
bauliche Entwicklung fassen Archäologen folgenderma­
ßen zusammen: ,,Die kleine Missionskapelle der Karo­
lingerzeit wurde im 11. Jahrhundert zu einer etwas 
größeren Saalkirche umgebaut. Diesem Bau schloß sich 
eine Bruchsteinkirche in der Breite des heutigen Mittel­
schiffs an, um Mitte des 14. Jahrhunderts unter Beibe­
haltung des alten romanischen Turms zu einer Hallen­
kirche erweitert zu werden. , . Jo  

Den ersten manifesten Hinweis auf priesterliche Amts­
ausübung in Bochum bietet der romanische Taufstein, der 
sich noch heute in der Propsteikirche befindet. 1 1  Er 
stammt wohl aus der Zeit um 1 1 75 und zeigt Reliefdar­
stellungen der heiligen Drei Könige, des Kindermordes 
durch Herodes sowie der Geburt, Taufe und Kreuzigung 
Christi. Da, wo man ein aufwändig gestaltetes Taufbe­
cken aufstellte, gab es ganz offensichtlich ein Gotteshaus, 
an dem ein Priester seinen geistlichen Dienst versah, wo 
er zumindest also die Taufe spendete und Bestattungen 
vornahm, sodann die Beichte hörte, Messen las und dabei 
die Eucharistie feierte. 

Neben dem Pfarrer der Peterskirche gab es dort spätes­
tens seit dem Beginn des 1 4. Jahrhunderts auch einen 
Kaplan. Damit ist ein Pfarrvikar gemeint, der zwar zum 
Priester geweiht, aber einem Pfarrer unterstellt war und 

9 Zu den Anfängen der Bochumer Pfarrkirche s. Stefan Pätzold, Kö­
nigshof und Kirche im frühmittelalterlichen Bochum, in: Pätzold, 
Bochum (wie Anm. 4), S. 1 7-42. 
10  Hans Erlemeier/Paul Femkom!Volker Frielinghaus (Hg.), Die 
Bochumer Propsteikirche und ihre Kunstschätze. 1 000 Jahre Kultur 
im mittleren Ruhrrevier (Schriftenreihe des Archivs Haus Laer in 
Bochum, Bd. 2) Bochum 1 97 1 ,  S. 12.  
1 1  Ausfi.ihrliche Anmerkungen und Nachweise zum zweiten und 
dritten Kapitel sind zu fmden bei: Stefan Pätzold, Vita ecclesiastica­
vita religiosa. Kirche und religiöses Leben im mittelalterlichen Bo­
chum, in: Märkisches Jahrbuch fiir Geschichte 1 14 (2014), S. 35-52. 
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(noch) keine Alleinverantwortung für eine Pfarrei trug. 
Spätestens im Verlauf des 1 5 .  Jahrhunderts kamen auf­
grund von Mess- und Altarstiftungen weitere Geistliche 
hinzu: ein Frühmessner ("primissarius", 1433) und ein 
am Teleman- bzw. Liebfrauenaltar tätiger Kleriker 
( 1435), deren ,Stellen' in späterer Zeit vorübergehend 
sogar noch geteilt wurden, ferner die Inhaber der St. Ka­
tharinen- und St. Georgs- wie der St. Perpetua undFelici­
tas-Vikarien ( 145 1/52 bzw. 1 482) sowie schließlichnoch 
die Geistlichen der ebenfalls von der Bochumer Pfarrkir­
che aus versorgten Sakraments- und der St. Michaelska­
pelle am Hellweg. 

Die Peterskirche war zwar naturgemäß in erster Linie 
der Ort für die geistliche Versorgung der Gläubigen, aber 
darüber hinaus auch sozialer Mittelpunkt Bochums. So 
zeigte sich die enge Verbindung zwischen vielen Bürgern 
und der Kirche zunächst deutlich an deren zahlreichen 
Stiftungen. "Pro salute anime" oder "to eyner ewigen 
memorien", also zum Seelenheil oder ewigen (Toten-) 
Gedächtnis, übertrugen Gläubige dem heiligen Petrus als 
Patron der Bochumer Kirche Güter, Einkünfte oder Geld. 
Aus solchen so genannten Seelgerät- oder Memorialstif­
tungen finanzierte man Messen und Messner (wie die 
Frühmesse und den Frühmessner beziehungsweise "pri­
missarius"), Altäre und Aharisten oder sehr häufig die 
Beleuchtung der Altäre oder der Kirche durch teure Ker­
zen aus Bienenwachs. In den zahlreichen Stiftungen spie­
gelt sich die oftmals angstvolle Fürsorge der Menschen 
für das Heil der Seele, und zwar ihrer eigenen wie derje­
nigen Nahestehender, am deutlichsten. Darüber hinaus 
ließen sich angesehene und wohlhabende Bochumerinnen 
und Bochumer innerhalb des Gotteshauses - möglichst 
nah an den Altären und ihren Heiligen - bestatten, wie 
manche durch Wappen gezierte Grabsteine vermuten 
ließen, die es auch in der Peterskirche gab, wo sie aber 
bereits im 1 9. Jahrhundert durch glatte Bodenfliesen 
ersetzt wurden. Stiftungen und Bestattungen verbanden 
Kirche und Gläubige, die Lebenden und die Toten sowie 
Menschen unterschiedlicher Generationen und Familien; 
sie boten den Christen gleichermaßen Anlass zur Hoff­
nung auf Erlösung im jenseitigen und zur Darstellung von 
Rang, Würde und Reichtum im diesseitigen Leben. 

Und auch im Rechts- und Wirtschaftsleben Bochums, 
in ,Handel und Wandel', hatten Gotteshaus und Geistli­
cher ihren festen Platz. An der Beurkundung von Stiftun­
gen oder anderer Rechtsakte beteiligten sich die Pfarrer 
oftmals als Zeugen oder Mitbesiegter und verliehen ihnen 
damit höhere Glaubwürdigkeit. Dass die Stadtbewohner 
in weltlichen Dingen auf den Schutz des steinernen Got­
teshauses vertrauten, lässt sich auch daraus ablesen, dass 
sie ihre Urkunden ,privaten',  also Familien-, Kauf- oder 
Pfandsachen betreffenden Inhalts in einer Kiste über der 
Sakristei der Peterskirche verwahren ließen. Schließlich 
fand einer der in Bochum jährlich abgehaltenen Märkte 
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regelmäßig am Tag vor ,Petri Stuhlfeier', dem Patronats­
fest der Peterskirche am 22. Februar, statt: Markt- und 
Feiertag waren gleichermaßen bedeutsame Ereignisse im 
Leben der Bewohner des Orts. ,,Die Pfarrkirche war das 
weitaus wichtigste öffentliche Gebäude der Gemeinde. 
[ . . . ] Die kirchlichen Feste waren die Hauptfeste des 
Lebens. [ . . .  ] Kirchliches und Weltliches flossen inei­
nander.'d2 

Die Pfarrkirche einer Stadt des späten Mittelalters wur­
de dementsprechend in mehrfacher Hinsicht von Verän­
derungen der gesellschaftlichen Umgebung erfasst: So 
wuchs - offenbar auch in Bochum - die Bevölkerungs­
zahl, und angesichts der mannigfachen Bedrohungen der 
menschlichen Existenz, etwa durch Klimaveränderung, 
Agrarkrise oder Pest, veränderte sich das Heilsbedürfuis 
der Menschen. Als Mittel der Heilserlangung erschienen 
ihnen eine gesteigerte Verehrung von Hostien- und Heili­
gen, der Erwerb von Ablässen, zudem verstärkte Buß­
und Pilgerleistungen, Wallfahrten oder Prozessionen 
hilfreich. Es kam zu einer beträchtlichen Ausdehnung und 
Differenzierung des religiösen Lebens und Handelns, die 
freilich nicht selten mit übersteigerten und unethischen 
Ausprägungen einhergingen, wie die Geschichte des Ab­
lasses lehrt. 

Die Auswirkungen dieses Wandels wurden auch in Bo­
chum evident. Möglicherweise vorhandene Mängel am 
alten Gotteshaus, ein von der Gotik geprägter Architek­
turgeschmack sowie eine gestiegene Bewohner- und 
Gläubigenzahl dürften die Ursachen dafür gewesen sein, 
dass die Kirche des hl. Petrus seit der zweiten Hälfte des 
14. Jahrhunderts unter Beibehaltung ihres romanischen 
Turms zu einer spätgotischen Hallenkirche erweitert wur­
de. Vergrößerte Bevölkerungszahl und gewandelte 
Frömmigkeit hatten darüber hinaus gewiss auch dazu 
beigetragen, dass die Peterskirche mit den Gotteshäusern 
in Ümmingen ( 143 5), Eickel ( 1435), Weitmar ( 147 1 )  
und Stiepel ( 1452) vier Filialkirchen erhielt und die An­
zahl der von Vikaren versorgten Altäre und Kapellen in 
Bochum deutlich zunahm. Sie fanden ihren Platz inner­
halb der Peterskirche (Liebfrauenaltar; St. Katharinen­
und St. Georgsaltar; St. Perpetua- und St. Felicitas-Altar) 
oder wurden wie die Kapelle Corporis Christi (Sakra­
mentskapelle, 1 435) und die St. Michaels-Kapelle (vor 
1490) am Hellweg errichtet. 

Neben dem Hauptaltar ("altare superius", 1 32 1 )  kam 
zunächst besonders dem Liebfrauenaltar ("altaer unser 
lieven vrowen", 1490), den Heinrich Schoppmeyer mit 
"hern Telmaus altair" identifiziert, 13 eine wichtige Rolle 
in der Geschichte der Peterspfarrei zu. Denn dort befand 

12 Peter Moraw, Von offener Verfassung zu gestalteter Verdichtung. 
Das Reich im späten Mittelalter 1 250-1490. Frankfurt arn Main 1985, 
ND 1 989, S. 1 3 1 .  
13 Heinrich Schoppmeyer, Aspekte der Geschichte Bochums im Mit­
telalter, in: Märkisches Jahrbuch für Geschichte 1 04 (2004), S. 23. 
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sich wohl vielleicht schon 1 389, sicher aber 14 15  ein als 
wundertätig geltendes Marienbild, zu dem alljährlich 
Gläubige Wallfahrten unternahmen. Gläubigen, die diese 
"ymago beate Marie virginis [ . . .  ], quae diversis fulget 
miraculis" bußfertig aufsuchten und der Kirche oder dem 
Marienbild spendeten, verhießen, wie eingang, erwähnt, 
sechs Kardinäle während des Konstanzer im 
März 14 15  Gläubigen einen Ablass von 1 00 auf 
ihre zeitlichen Sündenstrafen. Dass man das Marienbild 
an bestimmten Tagen in einer Prozession zeigte und um­
hertrug, wird in derselben Urkunde ebenfalls erwähnt. 
Die auf diese Weise erzielten Einnahmen waren offenbar 
so beträchtlich, dass es 1 435  eigens einen "verwahrer 
unser leyven vrowen gulde" gab. 

Darüber hinaus lassen noch zwei weitere Indizien auf 
ein gesteigertes und gewandeltes Heilsbedürfuis der 
Menschen in Bochum schließen. Erstens könnte, aber das 
ist eher eine Vermutung Franz Darpes als eine quellenba­
sierte Gewissheit, die am Hellweg südlich der Stadt gele­
gene Sakramentskapelle, deren Existenz erstmals aus der 
Erwähnung eines "preyster[ s] an dem helwege" zum Jahr 
1435 geschlossen wird, anlässlich eines Hostienwunders 
gestiftet worden sein, das mit einem ebenfalls dort gele­
genen und von Carl Amold Korturn als "Pilgrimspütt" 
bezeichneten Brunnen in Verbindung gebracht wird.14 
Und zweitens: Wohl durch den Bochumer Schultheißen 
Wennemar Paschendahl wurden zwischen 1482 und 1494 
die silbergetriebenen Apostelfiguren des so genannten 
Perpetuenschreins aus dem hohen Mittelalter gestiftet. 
Das geht aus einer heute nicht mehr erhaltenen Inschrift 
hervor, die am kupfernen Schindeldach des sargförmigen 
Schreins angebracht war. Die freie Vibia Perpetua 
stammte aus einer vornehmen Familie und gehörte mit 
ihrer Sklavin Felicitas zu einer Gruppe von Katechume­
nen, also von Menschen, die zwar bereits für den Glau­
ben gewonnen waren, sich aber noch in der Taufunter­
weisung befanden. Beide empfingen dieses Sakrament im 
Gefangnis, bevor man sie im März 202 oder 203 in der 
Arena von Karthago hinrichtete, weil der damalige Kaiser 
Septimius Severus den Beitritt zum Christentum unter 
strenge Strafe gestellt hatte. Als Märtyrerinnen wurden 
beide später heiliggesprochen. Über die Herkunft der 
Reliquien ist ebenso wenig bekannt wie über deren Er­
langung durch Wennemar und ihre Über:ftihrung nach 
Bochum. Allein ihre Anwesenheit belegt, dass der Märty­
rer- und Reliquienkult gegen Ende des 1 5 .  Jahrhunderts 
auch in Bochum eingekehrt war. Allerdings fehlen Quel­
len, die über den sozialen, mentalen und religiösen Kon­
text des gewachsenen Heilsbedürfnisses und die gestei­
gerte Frömmigkeit in der Stadt Auskunft geben. 

14 Carl Arnold Kortum, Nachricht vom ehemaligen und jetzigen Zu­
stande der Stadt Bochum ( 1790]. Jubiläumsnachdruck zum 200-
jährigen Erscheinen der Erstausgabe, hg. von Johannes Volker Wag­
ner, Bochum 1 990, S. 46. 

33 



Sicher ist allerdings, dass die Bochumer Pfankirche ein 
"Knotenpunkt" religiösen wie städtischen Lebens war, 15  
der die geistlichen wie weltlichen Bedürfuisse miteinan­
der verband und pragmatische, auf das diesseitige Leben 
gerichtete Funktionen übernahm; durch den aber auch die 
Heilserwartungen der Menschen aufgegriffen, vielleicht 
sogar er:fiillt und schließlich die Bürgerinnen und Bürger 
der Kommune ebenso miteinander verbunden wurden wie 
die Toten und die Lebenden oder Gott und die Menschen. 
In Bochum wie andernorts differenzierte sich das kirchli­
che Leben in der Pfarre und wurde bis zum Ende des 
Mittelalters nicht allein durch Gottesdienste und die 
Spendung der Sakramente geprägt, sondern auch durch 
Stiftungen, Prozessionen, Wallfahrten, Ablässe, Bilder-, 
Hostien-, Märtyrer- und Reliquienverehrung, sodass un­
terschiedlichen Frömmigkeitsbedürfuissen und Devoti­
onsstilen Rechnung getragen wurde. Manchen Gläubigen 
schien das freilich nicht zu genügen. 

3. Vita re/igiosa: Heilssuche außerhalb der 
Pfarrkirche 

Während manche Gläubige danach strebten, ihre Religio­
sität aktiv und sinnfällig zu leben und durch sichtbare 
Ausdrucksformen wie Rituale, Zeremonien, Gesten, hei­
lige Orte oder Bilder zu gestalten, verspürten andere den 
Drang nach Rückzug und Verinnerlichung. Gleichsam im 
Schatten der Pfarrkirche, wenn auch nicht zwingend 
durch deren Geistliche geleitet, gab es auch in Bochum 
weitere Formen dervita religiosa, der gelebten Frömmig­
keit, die allerdings in den vorhandenen Quellen nur 
schwer fassbar sind. So begegnen in Urkunde des Jahres 
1 322 "puellae in clusa", also in Klausur lebende geistli­
che Frauen; 1 435  ist von einer "clüsenerschen", einer 
Klausnerin, die Rede. Während Pranz Darpe - und ihm 
folgend Johannes Peter Schuler - diese frommen Frauen 
als Beginen verstehen 16 und damit als Gläubige, die meist 
ohne approbierte Regel in Städten gemeinschaftlich leb­
ten, sich aber zu Armut, Keuschheit, Gebet und Askese 
verpflichteten, wäre - den Formulierungen der beiden 
Urkunden näher - auch denkbar, dass die Genannten 
Inklusen waren. Dabei handelte es sich um besondere 
Einsiedlerinnen, die sich auflängere Zeit oder :fiir immer 
in ihrer Zelle einschließen ließen. Dadurch war Einsied­
lerturn auch in bewohnter Umgebung möglich. Oft wur­
den die Zellen solcher Inklusen an einer Kirche angebaut, 
so dass die Eingeschlossenen die Gottesdienste mitfeiern 

15 Wemer Freitag, Die Pfarre in der Stadt. Siedlungskern- Bürgerkir­
che- Urbanes Zentrum (Städteforschung, Bd. A 82), Köln u.a. 201 1 ,  
S. XI. 
16 Darpe, Bochum (wie Anm. 3), S. 47 f; Johannes Peter Schuler,Art. 
Bochum -Beginen, in: Kar! Hengst (Hg.), Westfaiisches Klosterbuch, 
Teil l , Münster 1 992, S. l O l  f. 
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konnten. Aus Bochum ist über die Frauen nicht mehr zu 
erfahren, als dass sie in Stiftungen bedacht wurden und 
dann :fiir die Verstorbenen "getreulich und fromm beten 
sollten" ( 1 322). 

Daneben bemühten sich offenbar auch Männer, die 
nicht zu Priestern geweiht worden waren, um ein Gott 
gefälliges Leben. Dies lässt sich aus der 1 439 erfolgten 
Erwähnung der "ersamen presteren und broderen der 
klanderbroderschop der dekenye van Wattenschede" 
entnehmen, wenn man das "und" als trennend auffasst 
und vermutet, dass dem Kaland neben den Priestern auch 
Laienbrüder angehörten. Kalande waren geistliche Bru­
derschaften, deren Name von den Zusammenkünften am 
ersten Tag eines Monats, den Kalenden (Calendae ), abge­
leitet wird. Dabei konnte es sich um reine Priestergemein­
schaften, aber eben auch um Vereinigungen von Kleri­
kern und Laien handeln. Die "fratres calendarii" genann­
ten Mitglieder trafen sich, um zu beten und Almosen zu 
geben, gemeinsame Angelegenheiten zu beraten und Ge­
selligkeit zu pflegen. 

In vielen Städten des Reichs wurde die herkömmliche 
Pfarrseelsorge seit den Zwanzigetjahren des 13 .  Jahrhun­
derts durch Aktivitäten der Dominikaner und Franziska­
ner ergänzt. Diese Bettelmönche (Mendikanten) widme­
ten sich anfangs vornehmlich dem Predigen, bevor sie 
allmählich immer stärker Aufgaben in der heute Pastoral 
genannten cura animarum übernahmen. Auch in Bochum 
ließen sich die als Predigermönche bezeichneten Domini­
kaner im späten Mittelalter nieder. Erstmals begegnen 
"fratres predicatores" in einer Urkunde des Jahres 1308, 
der zufolge Konrad von Lindenhorst, der Grafvon Dort­
mund, das von ihnen im "DorfBochum" bewohnte "Pel­
sergut" von allen Verpflichtungen befreite, die ihnen das 
Stapelrecht auferlegte. Genau 1 20 Jahre später werden 
die "schwarzen Mönche", die "swarten monike", im Be­
sitz eines Gutes erwähnt, das vor der "Slotenporte", dem 
späteren Hellwegtor, an ebenjenem Handelsweg lag, der 
damals südlich von Bochum vorbei:fiihrte. Ein eigenes 
Kloster unterhielten die Predigerbrüder dort allerdings 
nicht, die Bochumer Niederlassung war lediglich eine so 
genannte Terminei, die wohl bereits im späten Mittelalter 
dem Dortmunder Dominikanerkloster unterstand. 

Als Terminei bezeichnet man ein Haus oder auch nur 
einen Raum, in dem ein bettelnder Ordensbruder, also ein 
Terminarius bzw. Terminarier, während des Almosen­
sammelns übernachten und die erlangten Spenden eine 
Zeit lang aufbewahren konnte, bis er wieder in seinen 
Konvent zurückkehrte. Ein Terminarier durfte innerhalb 
eines genau festgelegten (,terminierten') Bezirks umher­
ziehen, um Seelsorge zu betreiben, Gottesdienst zu hal­
ten, zu predigen und Beichte zu hören. Ein solcher 
"termynarius van der Predeker orden" begegnet 1 435  in 
Bochum. Anders als viele seiner Brüder andernorts war er 
offenbar in gewisser, wenn auch kaum genauer bestimm-
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bare Weise in die Seelsorge an der Bochumer Pfarrkirche 
eingebunden, wie aus der Urkunde des Jahres 1 435  her­
vorgeht. Denn durch die Bestimmungen der dort geregel­
ten Memorialstiftung wird ihm auferlegt, gemeinsam mit 
den Geistlichen der Peterskirche abends die Vigilien zu 
singen und morgens an bestimmten Tagen Seelenmessen 
zu lesen. Ob das tatsächlich befolgt wurde, muss dahin­
gestellt bleiben. Immerhin fehlen aus Bochum aber Nach­
richten über die in anderen Orten häufig auftretenden 
Streitigkeiten zwischen Pfarrern und Mendikanten, die 
dort ausbrachen, weil das Nebeneinander von ,ordentli­
cher' und ,außerordentlicher' Seelsorge von Anfang an 
zu Spannungen zwischen den Bettelmönchen und dem 
Klerus geführt hat. Als unstrittig galt zwischen den Bo­
chumer Geistlichen und den Dominikanern auch, dass die 
Ordensbrüder "von jeher" für die Seelsorge bei "Mis­
sethätern" und den "armen Gefangenen" im Renteige­
bäude zuständig waren. Weitere Terminarier begegnen 
schließlich noch in den Jahren 1475 und 1 504. 

Die Dominikaner verließen Bochum im Streit mit den 
inzwischen lutherisch gewordenen Bürgern. Aus nicht 
überlieferten Gründen wurden sie als "Wölfe" und "Die­
be" beschimpft und, wie sie beklagten, mit Dreck und 
Steinen beworfen - vielleicht wegen der Beteiligung von 
Dominikanern an Inquisitionsverfahren, vielleicht aber 
auch, weil die Lebensweise mancher (Bochumer) Brüder 
nicht den Ordensidealen entsprach, falls manche üble 
Nachrede im Kern zutraf. Jedenfalls kam es in den Jahren 
1 5  7 9 bis 1 5  8 3 zu einer heftigen Auseinandersetzung 
zwischen den Bochumern und den Dominikanern um 
deren Unterkunft, Hofund Garten (nach heutigen Begrif­
fen in der Brüderstraße ), die schließlich so sehr eskalier­
te, dass die Mönche ihre Terminei in der Stadt aufgaben. 

Damit ist nun eine neue Epoche erreicht: Im 16 .  Jahr­
hundert hielt lutherisches Denken in Bochum Einzug, und 
Anfang des 1 7. Jahrhunderts waren fast alle Bewohnerin­
nen und Bewohner protestantisch. Die Religiosität der 
Menschen veränderte sich erneut. 

Abbildungsnachweis 
Abb. S. 30: Presse- und Infonnationsamt der Stadt Bochum. 
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Aus dem Häuschen 

Beri chtenswertes 

von der Kortum-Gesellschaft 

8 I Wechsel im Vorstand 

In bestem Einvernehmen hat Eber­
hard Brand auf unserer Jahres­
hauptversammlung am 1 6. April 
2015  sein Amt als Vorsitzender 
nach mehr als 34 Jahren niederge­
legt. Wie Eberhard Brand (72) in 
einem Brief an alle Mitglieder der 
Kortum-Gesellschaft schrieb, hatte 
er sich ohne eine Spur von Amts­
müdigkeit nach vorbereitenden 
Gesprächen dazu entschlossen, 
"weil sich eine überzeugende Mög­
lichkeit bot, die Leitung der Kor­
turn-Gesellschaft in jüngere Hände 
zu legen". Seine großen Verdienste 
um die Kortum-Gesellschaft sind 
bekannt und unbestritten. Die Jah­
reshauptversammlung nahm darum 
den Entschluss von Eberhard 
Brand mit großem Respekt und 
Anerkennung zur Kenntnis. Eber­
hard Brand wird in der Kortum­
Gesellschaft weiterhin fachlich und 
organisatorisch aktiv bleiben. 
Zum neuen Vorsitzenden gewählt 
wurde sein langjähriger Stellvertre­
ter Dr. Hans H. Hanke (59), neuer 
stellvertretender Vorsitzender ist 
nun Dr. Marco Rudzinski (38). Die 
Wahl der Vorsitzenden erfolgte 
jeweils einstimmig. Die Jahres­
hauptversammlung erteilte den 
beiden sogleich Ihren ersten Auf­
trag: Die Satzung ist so vorzuberei­
ten, dass Eberhard Brand im nächs­
ten Jahr zum Ehrenvorsitzenden 
gewählt werden kann. 
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e I Erbe 

Die verdienstvolle "Bürgeraktion 
für bedrohte Kirchenbauten e.V." 
ist aufgelöst worden. Die Gründe­
nn - die verstorbene Dr. Christel 
Darmstadt - hatte in der Satzung 
verankert, dass die Kortum­
Gesellschaft in diesem Fall die 
restlichen Vermögenswerte erhält. 
Das ist nun geschehen, verbunden 
mit der Bitte des letzten Vorsitzen­
den des Vereins, Dr. Christoph 
Zöpel, in Kontakt zu bleiben und 
gegenüber der Stadt den Gedanken 
des Denkmalschutzes und der Be­
wahrung der Kirchen weiter zu 
vertreten. Außerdem soll die Inter­
net-Seite der Bürgeraktion aufrecht 
erhalten bleiben. Mit vielem Dank 
für die Erbschaft und überzeugt 
von den Aufgaben, werden wir das 
alles tun. 

e I Streitkultur 

Die Kortum-Gesellschaft ist Mit­
glied in der Kultur-Initiative 
"Streitkultur". Mit dabei sind das 
Schauspielhaus Bochum, die 
Bochumer Symphoniker, Atelier 
2neun2, BahnhofLangendreere.V., 
blicke filmfestival des ruhrgebiets, 
Deutsches Forum für Figurenthea­
ter und Puppenspielkunst e.V. 
(Fidena), Rottstr5 Kunsthallen, 
Oktober Kommunikationsdesign 
GmbH und das Theater Traum­
baum/Freier Vogel. Ziel der losen 

Gruppierung ist es, die Diskussion 
über Kultur in Bochum zwischen 
Aktiven und Bürgern anzustoßen, 
Ziele zu formulieren und sich dafür 
einzusetzen. Zwei Veranstaltungen 
haben bereits erfolgreich stattge­
funden, zur nächsten wird dann 
wieder eingeladen. Wer sich im 
Nachhinein und über die nächsten 
Ereignisse informieren möchte, 
kann das in Facebook tun unter 
"Streitkultur" 
(https://www.facebook.com/streitk 
ulturbochum ?fref=ts ). 

8 I Abriss Nordbahnhof? 

Mit ungläubigem Staunen haben 
wir gehört, das die Eigentümerin 
des Nordbahnhofes, die sonst stets 
auf Tradition und Bochumer Ge­
schichte setzende Brauerei Fiege, 
das Gebäude abreißen will. Wer 
das Haus von innen gesehen hat, 
wird sich an den gusseisernen Säu­
len, der schönen Treppe und den 
hübschen Fußböden erfreut haben. 
Hier ist das Empfangsgebäude von 
1 874 noch eindrucksvoll erhalten. 
Im Zweiten Weltkrieg wurde das 
Empfangsgebäude beschädigt und 
verlor mehr oder weniger sein 
Obergeschoss. Es war nach 1 945 
aber klar, dass es auch über die 
1 957 erfolgte Eröffuung des neuen 
Bochumer Hauptbahnhofes hinaus 
weiterhin als Personen- und Güter­
bahnhof dienen müsste. Tatsäch­
lich wurde der Personenverkehr am 
Nordbahnhof erst 1 979 eingestellt. 
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Dementsprechend unterlag das 
Empfangsgebäude der besonders 
sorgfaltigen städtebaulichen Pla­
nung des Wiederaufbaus. Städte­
baulich wurde wegen des auflange 
Zeit konzipierten Umsteigebetrie­
bes die Ringstraße axial auf den 
Nordbahnhof zugefiihrt. Für diese 
Wirkung wurde sogar ein erhalte­
nes Wohnhaus abgerissen. Die in 
Gelb gehaltene Straßenfront am 
Ostring hob zum einen wohl auf 
einen belebenden Kontrast zum 
hier verstärkt eingesetzten Stadt­
grün ab, zielte zum anderen auch 
auf eine "leuchtende" Sichtachse 
vom neuen Hauptbahnhof zum 
alten Nordbahnhof, der den Um­
steigenden leiten sollte. Das Emp­
fangsgebäude erhielt damit eine 
bedeutende, noch heute erlebbare 
städtebauliche Funktion. Das Emp­
fangsgebäude des Nordbahnhofes 
wurde architektonisch den Gestal­
tungsrichtlinien der neuen Ring­
straße um die Innenstadt unterwor­
fen. Am Ostring waren zunächst 
einmal flach geneigte Walmdächer 
vorgeschrieben, so erhielt auch das 
Empfangsgebäude ein entspre­
chendes Dach mit dem fiir die Zeit 
typischen Dachüberstand. Um den 
Mittelrisaliten als Schmuckform zu 
bewahren und durch eine eigene 
Abwalmung auch in seiner Dach­
form schmückend zu betonen, wur­
den die ursprünglich gleich hohen 
Seitenflügel etwas niedriger gezo­
gen. Die evidente wirtschafts- und 
baugeschichtliche Bedeutung des 
Empfangsgebäudes ist damit skiz­
ziert. 
Neuere Forschungen haben aber 
überdies ergeben, dass das Gebäu­
de ein letzter authentischer Ort ist, 
der die Verfolgung, V erschleppung 
und spätere Ermordung jüdische 
Bürger und Bürgerinnen bezeugt. 
Eine Vielzahl von Belegen zeigt, 
dass der Nordbahnhof der Ort war, 
an dem sich während des Krieges 
die Juden und andere Gruppen 
einzufmden hatten, die von hier aus 
- auf unterschiedliche Weise -
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weiter transportiert wurden. Auch 
in der jüdischen Bevölkerung der 
Nachkriegszeit war die Erinnerung 
an die von hier ausgehenden De­
portationen lebendig. Zusammen­
fassend meinen wir, dass das Emp­
fangsgebäude aus architekturhisto­
rischen, geschichtlichen und städ­
tebaulichen Gründen denkmalwert 
ist. Wir haben im Mai in einer aus­
fUhrliehen Stellungnahme die Stadt 
darüber informiert und uns gegen 
den Abriss ausgesprochen. 

• I Opel 

Im letzten Heft haben wir uns fiir 
die Eintragung der OPEL-Haupt­
verwaltung in die Denkmalliste der 
Stadt Bochum eingesetzt. Wir wa­
ren nicht die Einzigen und auch 
nicht die Einflussreichsten. So 
kommt es, dass das Gebäude nun 
geschützt ist, um zumindest alle 
Chancen zu seiner Erhaltung wahr­
zunehmen. 

• I RWE Wielandstraße 

Mit großer Aufinerksamkeit be­
obachten wir die Entwicklung an 
der Wielandstraße. Hier geht es um 
die Erhaltung des städtebaulich und 
stadthistorisch wichtigen Verwal­
tungsgebäudes, das Karl Elkart 
19 13  bis 1 9 1 5  fiir die damalige 
VEW errichtete. Zur Zeit liegen 
prämierte Entwürfe fiir das dort 
geplante große Wohngebiet vor, die 
die weitere Nutzung des Hauses 
ermöglichen. Die Verwendung 
dieser Pläne werden wir einfordern. 

• Märtyrologium des 
20. Jahrhunderts 

Die Biographien vieler Bochumer 
finden sich in der in diesen Jahr 

erweitert erschienenen Neuauflage 
des Werkes - Helmut Moll (Hg. im 
Auftrag der deutschen Bischofs­
konferenz): Zeugen fiir Christus. 
Das deutsche Martyrologium des 
20. Jahrhunderts. Paderbom 2015 .  
Genannt seien hier als Boclniffi€�r 
Edward Klinik, Franciscek 
Pawel Krawczewicz, Pranz 
Rektor Theodor Helten, Redempto­
ristenpater Josef Averesch und der 
Steyler Missionar Johannes Wal­
burg. Der Verlag teilt mit: Von 
Papst Johannes Paul II. 1 994 initi­
iert, versteht es sich der umfangrei­
che Band als Teil des Gesamtpro­
jekts der Märtyrergeschichte des 
20. Jahrhunderts. In Zusammenar­
beit mit den Bistümern und den 
Ordensgemeinschaften haben 1 60 
Fachleute Lebensbilder von 900 
katholischen Martyrern undMarty­
rerinnen erarbeitet und in vier Ka­
tegorien vorgestellt: die Blutzeugen 
unter Hitlers Terror; die Blutzeu­
gen in der Zeit des Kommunismus; 
das "martyrium puritatis" von 
Mädchen, Frauen, Ordensschwes­
tern und ihren Beschützern; die 
Blutzeugen aus den Missionsgebie­
ten. 

• I Rezensionen 

Rainer Küster, Bochumer Häuser 

- Neue Geschichten von Häusern 

und Menschen -
Mit Illustrationen von Thomas 
Zehnter und zwei Federzeichnun­
gen von Karl F Gehse, Oberhau­
sen 2013, ISBN 978-3-89896-
356-5; 14,90 Euro 

Nach seinem ersten "Häuserbuch", 
in dem der Germanist und Histori­
ker Dr. Rainer Küster auf exzellen­
te Weise fiinfzehn besondere Bo­
chumer Bauwerke und mit ihnen 
verbundene Menschen vorstellte, 
ist seit einiger Zeit sein zweites 
"Häuserbuch" auf dem Bücher­
markt. 
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In seinen :fi.infzehn neuen Geschich­
ten von Bochurner Häusern und 
Menschen tritt Küster abermals 
eine Reise an, die ihn oft in die 
Vergangenheit führt, zusammen 
mit Menschen, die noch wissen, 
wie es einmal war, und die viel­
leicht sogar die Häuser, von denen 
er erzählt, mit Leben erfiillen oder 
erfüllt haben. 
Neue Anregungen und Inspiratio­
nen - von Freunden, Bekannten 
oder auch Gewährsleuten, die er in 
Zuge seiner Recherchen kennen 
lernte -, die Liebe zur Wahlheimat 
Bochurn und nicht zuletzt eine 
gesunde Portion Neugierde haben 
den Autor dazu gebracht, sich er­
neut auf spannende Spurensuche zu 
machen. 
Bei der Auswahl der Häuser steht 
nicht so sehr ihr Bekanntheitsgrad 
oder ihre imposante Architektur im 
Vordergrund, vielmehr ist es der 
kreative Zugang, der bei Rainer 
Küster die Schreiblust weckt, die 
Lust daran, dem Leser die Ge­
schichte der Häuser und der Men­
schen zu erzählen. Es sind nicht nur 
Gebäude wie das Bochumer Rat­
haus, die Burg Blankenstein und 
die Justizvollzugsanstalt Krümme­
de, von denen berichtet wird, auch 
ein unscheinbares Haus an der 
Castroper Straße, das Vereinsheim 
des VfB Günnigfeld oder die Bo­
churner Häuser, in denen Pfarrer 
Haus Ehrenberg lebte und wirkte, 
bilden das Fundament fiir informa­
tive und unterhaltsame Geschich­
ten, die im Übrigen nicht nur fiir 
Bochurner interessant sind. Sie 
spiegeln die Geschichte und den 
Wandel unserer Region wider -
und führen den Leser sogar bis 
nach Papua-Neuguinea . . .  
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Dietmar Bleidick: 200 Jahre 

Bergbau in Bochum-Stiepel. Die 

Geschichte der Zeche Brockhau­

ser Tiefbau, Bochum 2015, 14, 90 
EUR, erhältlich im Bochumer 
Buchhandel 

Der Bergbau in Bochurn-Stiepel 
begann bereits im 17 .  Jahrhundert. 
Seine Zechen gehören damit zu den 
ältesten des Ruhrgebiets. Das Zent­
rum lag im Rauterdeller Siepen im 
Bereich der heutigen Straße Am 
Bliestollen. Hier erinnert noch der 
Malakoffturm der Zeche Brock­
hauser Tiefbau an die rund 
200jährige Stiepeler Bergbautradi­
tion. Obwohl nur wenige Jahre im 
ausgehenden 19 .  Jahrhundert in 
Betrieb, markiert er als letztes ar­
chitektonisches Überbleibsel den 
vorläufigen Höhepunkt und zu­
gleich das nahende Ende eines 
Wirtschaftszweiges, dem Stiepel 
seinen Aufstieg vom kleinen bäuer­
lichen Dorf zur Industriegemeinde 
verdankte. Tatsächlich arbeitete ein 
Großteil der Bevölkerung im Berg­
bau oder in der Stahlindustrie. 
Um den weiteren Verfall dieses 
Denkmals Brockhauser Tiefbau zu 
stoppen, entschlossen sich der 
Knappenverein Schlägel & Eisen 
Bochurn Stiepel/Dorf 1 884 und der 
Stiepeler Verein für Heimatfor­
schung e. V. zum Wiederaufbau 
der seit rund 80 Jahren fehlenden 
Dachkonstruktion. Mithilfe zahl­
reicher Sponsoren konnte das Pro­
jekt 201 5  realisiert werden. 
Alllässlich der Einweihung des 
neuen Daches blickt dieses Buch 
auf die wechselvolle Geschichte 
des Stiepeler Bergbaus zurück. 
Neben der eigentlichen Zechenge­
schichte berücksichtigt es die Ent­
wicklung des Stollenbergbaus im 
Stiepeler Ruhrtal und seinen Über­
gang zum industriellen Tiefbau in 
technischer und wirtschaftlicher 
Perspektive. Ein besonderer 
Schwerpunkt liegt auf dem ausge­
klügelten Transportsystem, das die 
zahlreichen Stollenzechen mit der 

Ruhr und seit Mitte des 1 9. Jahr­
hunderts mit ihrem Hauptkunden, 
der Henrichshütte auf der anderen 
Seite des Flusses verband. Es bil­
dete nicht nur das Pionierprojekt 
des Eisenbahnwesens im Ruhrge­
biet, sondern führte auch zum Bau 
der Kosterbrücke. 
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Richtigstellung 

Mit dem Abdruck der im Folgenden wiedergegeben Erklärung unseres verdienten und geschätzten Mitgliedes und Redak­
teurs Dr. Dietmar Bleidick kommen wir einer Verpflichtung nach, der er sich durch eine inhaltlich ungerechtfertigte, aber 
formal erfolgreiche Klage Dr. Enno Neumanns ausgesetzt sieht. 
Entgegen der von Dr. Neumann formulierten, eingeklagten und unten wiedergegebenen Darstellung ist richtig: Nach allen 
Regeln und gutem Brauch :fiir populärwissenschaftliche Schriften ist der Kläger Dr. Neumann als "Biograph der Familie 
Schell" im strittigen Text untrüglich als Autor und Forscher der dargestellten Fakten erkennbar gemacht worden. Wir 
bedauern sehr, dass Dr. Neumann hier gegenüber dem ihm gut bekannten Vereinsmitglied Dr. Bleidick den Rechtsweg 
und nicht das Gespräch gesucht hat. Zumal Dietmar Bleidick in unserem Auftrag gehandelt hat. 
Wir danken Dietmar Bleidick und unseren Beiratsmitgliedern für die vielen freundlichen, aber vergeblichen V ersuche 
gegenüber Dr. Neumann, das Missverständnis auszuräumen. Wir begrüßen Dr. Neumanns bereits vollzogene Entschei­
dung, die Kortum-Gesellschaft zu verlassen. 

Dr. Hans H Hanke, 
Vorsitzender der Kortum-Gesellschaft Bochum e. V 

Zum Tag des offenen Denkmals am 1 1 . September 201 1 - veranstaltet von der unteren 

Denkmalbehörde der Stadt Bochum und der Kortum-Gesellschaft Bochum - hat die Stadt 

Bochum eine Broschüre mit dem Titel "Romantik, Realismus, Revolution des 1 9. Jahr­
hundert" herausgegeben. In dieser Broschüre habe ich meinen sechsseitigen Aufsatz 
,,Friedrich von Schell ( 1 8 1 0  - 1 849), erster Amtmann von Bochum-Land und die deutsche 

Revolution" veröffentlicht. 

Sämtliche Angaben über Friedrich von Schell, seine Familie und seinen Lebensweg sind 
allerdings nicht das Ergebnis meiner eigenen Forschung, sondern ich habe alles aus der 

Dokumentation von Enno Neumann "Friedrich von Schell und sein Denkmal in Bochum, 
Bochum 1 993" übernommen. In der Eile der Drucklegung genannter Broschüre ist es 
bedauerlicherweise unterblieben, die zahlreichen Zitierstellen aus Neumanns Werk in mei­

nen Anmerkungen korrekt anzuzeigen bzw. an anderer Stelle meines Aufsatzes auf seine 

Dokumentation bzw. auf meine umfassende Bezugnahme besonders hinzuweisen. 

Die Broschüre "Romantik, Realismus, Revolution: das 1 9. Jahrhundert" ist gleichzeitig 

vom Herausgeber originalgetreu ins Internet gestellt worden, so dass auch mein Aufsatz 

über Friedrich von Schell seither weit über die Stadtgrenzen von Bochum hinaus Verbrei­
tung findet, ohne der Dokumentation von Enno Neumann Rechnung zu tragen. Darum 
habe ich veranlasst, der Veröffentlichung meines Textes unverzüglich eine ergänzende 

Erklärung - wie hier schon im zweiten Absatz formuliert - anzufügen, damit weiterer 
Schaden abgewendet und die Irritation über den alleinigen Urheber endgültig ausgeräumt 
wird". 

Dietmar Bleidick 
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